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Von der Fliedensbeſtütlhh. h.

Berlin, 21. März. Die Nordd. Allg. Zeitung ſchreibt: Jm
Auftrage des Volkskommiſſariats für auswärtige Angelegen-
heiten überreichte heute im Auswärtigen Amte Herr Petroff,
Vorſitzender des Kommiſſariats für auswärtige Angelegen-
heiten im Sowjet, eine offizielle ſchriftliche Mitteilung dar
über, daß der Friedensvertrag von Breſt-Litowſk am 16. d. M.
von der Außerordentlichen Allruſſiſchen Verſammlung der Räte
der Arbeiter-, Soldaten-, Bauern und Koſakendeputierten in
Moskau ratifiziert (beſtätigt) worden iſt.

Berlin, 22. März. Wie die Preſſe meldet, ſoll ſich beim
Beſuch des ruſſiſchen Volkskommiſſars für auswärtige Ange-
legenheiten im Auswärtigen Amt gezeigt haben, daß es der
feſte Wille Rußlands ſei, zu einem ſchnellen Abſchluß
des deutſchruſſiſchen Friedens zu gelangen. Einige Schwierig-
keiten, die bis jetzt noch der Ratifikation entgegenſtanden,
ſcheinen inzwiſchen bis zu einem gewiſſen Grade beſeitigt zu
ſcin. Die ruſſiſche Regierung habe die ſofortige Zurückführung
der über 600 verſchleppten Bewohner Livlands und Eſtlands
anbefohlen.

Der Hauptausſchuß des Reichstages genehmigte am Donners
tag nach längerer Ausſprache den Friedensvertrag mit Ruß-
land, ſowie den Wirtſchaftsvertrag und das Schlußprotokoll
und nahm zum deutſchruſſiſchen Zuſatzvertrag einen gemein
ſamen Antrag der Parteien an, bei den weiteren Verhand
lungen mit der großruſſiſchen Republik auf eine Sicherung der
beſtehenden, durch das langjährige Zahlungsverbot entwerteten
deutſchen Forderungen durch Uebernahme einer Ausfallbürg-
ſchaft hinzuwirken. gegen Zuſicherung der Gegenſeitigkeit ſeitens
des Deutſchen Reiches.

Kritik des Gewaltfriedens.
8. der die neue Grenzziehung vorſieht, hatte eine

i edebour machte geltend, daß die Zerreißung der lettiſchen und eſtiſchen Gebiete
den Wünſchen der Bevölkerung widerſpreche. Auch ſei die ge
plante ſtaatliche Neuregelung Kurlands als Herzogtum mit
dem König von Preußen an der Spitze nur im Widerſtand
gegen die Maſſe der Bevölkerung durchzuſetzen. Der
Text des Vertrages enthalte die merkwürdige Wendung, daß
die Neuregelung von den okkupierenden Mächten „im Be
nehmen“ mit der Vevölkerung vorgenommen werden ſolle.
Durch das gut deutſche und verſtändliche Wort „Einver-
nehmen“ wäre die Zuſtimmung der Bevölkerung er-
forderlich gemacht joorden. Das habe man durch Wahl der viel-
deutigen und unklaren Wendung „im Benehmen“ vermeiden
wollen. Es komme der Reichsregierung alſo offenbar darauf
an, wenn die Bevölkerung nicht auf ihre Vorſchläge eingehen
wolle, ohne deren Zuſtimmung zu verfahren. Das beſchwöre
die größten Gefahren für die Zukunft herauf. Eine Löſung
aller aus dem Vertrage ſich ergebenden Schwierigkeiten laſſe
ſich nur erhoffen, wenn im Ein verſtändnis mit der
ruſſiſchen Regierung jedem dieſer Randvölker die Ent-
iperns in freier olksahſtimmung überlaſſen

eibt.
Von den Abgeordneten v. Rechenberg (Zentrum) und

Jungk (Natl.) wurde gleichfalls ausdrücklich betont, daß Liv
land und Eſtland nicht ohne Zuſtimmung der ruſſiſchen Regie
rung irgendwie in andere ſtaatliche Zuſtände überführt werden
könnten. Der konſervative Abgeordnete v. Goßler (zugleich
Chef der kurländiſchen Landesverwaltung) ſtimmte in der
Kritik der Zerreißung des lettiſchen Landes mit Ledebour über-
ein, kam aber zu dem entgegengeſetzten Schluß, daß nicht die
Bevölkerung ſelbſt über ihre eigenen künftigen Geſchicke ent-
ſcheiden ſolle. Er befürwortete vielmehr „die autoritäre
Gewalt des Trägers der preußiſchen Krone“ als Retter für die
baltiſchen Lande. Auf die Frage Ledebours: Alſo den
Abſolutismus? erwiderte v. Goßler: „Nun ja, nennen
Sie es meinetwegen Abſolutismus.“ Herrn v. Goßlers Ver-
ſuch, das Zuſtandekommen der Wahl zum kurländiſchen Land-
tag zu rechtfertigen, kam nur auf eine Beſtätigung der von
Ledebour im Plenum angeführten Mitteilungen unſerer letti-
ſchen Genoſſen hinaus, daß tatſächlich die Gemeindeälteſten
nur Werkzeuge der Okkupationsverwaltung
ſind und daß der Landtag in keiner Weiſe als Mundſtück der
Volksmeinung angeſehen werden kann. Herr v. Goßler freilich,

Beim

unter deſſen Leitung der die Errichtung eines Her
azogshutes beſchloß, will den Landtag anerkennen Die letti-

ſchen Landarbeiter ſeien vertreten, „freilich indirekt“, d. h. durch
die Grundbeſitzer. „Die ſtädtiſchen Arbeiter aller
dings ſind nicht vertreten; ihnen kann man auch wegen ihres
revolntionären Charagkters eine ſtaatliche Mitwirkung nicht zu
geſtehen. Eine ſelbſtändige lettiſche Republik können wir im
deutſchen Jntereſſe nicht zulaſſen, nur das Herzogtum oder die
Perſonalunion kommen in Frage.“ Dieſe und ähnliche auto-
ritäre Erklärungen löſten ſcharfen Widerſpruch der äußerſten
Linken aus, aber die Mehrheit ſtimmte den Friedensver-

trägen zu. z
Schiedsgerichtsklauſel.

Berlin, 21. März. Der Hauptausſchuß des Reichstages
nahm bei Beratung des deutſchruſſiſchen e roge eine
gemeinſame Entſchließung an, wonach bei Austauſch der Rati-
fikationsurkunden über den deutſchruſſiſchen Friedensvertrag
eine Uebereinſtimmung zwiſchen den Vertragſchließenden dar
über herbeizuführen ſei, daß Meinungsverſchiedenheiten über
die Auslegung einem Schieds gericht unterbreitet werden
und daß in die künftigen Friedensverträge die Schiedsgerichts
klauſel aufgenommen werde. Ein ſozialdemokratiſcher
Aatrag, beim Abſchluß der künftigen Friedensverträge dahin
zu wirken, daß Vereinbarungen über eine Mindeſtforderung
auf dem Gebiete des Arbeiterſchutzes und der Sozialverſicherung

wiſchen den vertragſchließenden Staaten herbeigeführt werden
ollen, wurde einſtimmig angenommen. Eine konſervative Ent

ſehließung, bei den künftigen Kriegsverträgen die nung von

Kriegsentſchädigungen auszubedingen, ſoll in anderer Faſſung
der Vollverſammlung vorgelegt werden. Der Hauptausſchuß
vertagte ſich bis 16. April.

Es gelang nicht, die Einmiſchung in Finn-
land zu hindern.

Berlin, 21. März. Der Hauptausſchuß des Reichstages
lehnte den Antrag der Unabhängigen Sozialdemo-
kraten, die Alandsinſeln zu räumen und ſich nicht in die
inneren Angelegenheiten Finnlands zu miſchen, weder durch
Truppenſendungen, noch durch Waffenlieferungen, mit zwölf
gegen zehn Stimmen ab. Unterſtaatsſekretär von dem Busſche
erklärte, die Expedition nach Aland ſolle nicht länger als un
bedingt „notwendig“, ausgedehnt werden. Jn Finnland müß-
ten noch weitere Kämpfe gegen bolſchewiſtiſche Banden geführt
werden, die noch in der letzten Zeit Zuzug und Panzerautos
aus Petersburg erhalten hätten. Einzelheiten aus der Be-
ſprechung des Antrages ſind noch nicht gemeldet.
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Der Ukrainerfrieden. Kiew, 18. März. Die Kleine Rada
bat geſtern der Ratifikation des Friedensvertrages zwiſchen
Deutſchland und der Ukraine mit großer Mehrheit zugeſtimmt.

Die Verhandlungen mit Rumänien.
„Aus Bukareſt wird berichtet: Am Sonnabend beginnen

die offiziellen Friedensverhandlungen in Bukareſt mit dem
Miniſterium Marghiloman. Beßarabiſche Delegierte
ſind in Bukareſt zur Teilnahme an den Friedensbeſprechungen
eingetroffen.

Jm engliſchen Unterbauſe teile Lord Cecil am Mittwoch mit,
mit der Verufung Marghilomans der diplomatiſche Ver

kehr Rumäniens mit der Cntente aufgehört abe. Es ſchweben
Verhandlungen über den Fortgang der alltierten Staatsange
hörigen aus Rumänien.

Deutſcher Heeresbericht.
Großes Haüptquartier, 22. März 1918. (W. T. B.)

Weſtlicher Kriegsſchauplatz.
Heeresgruppen Kronprinz Rupprecht und Deutſcher Kron-

prinz. Oſtende wurde von See her beſchoſſen. Jn bel-
giſch- und franzöſiſch- Flandern hielt ſtarker Feuer-
kampf an. Mehrfach drangen Erkundungsabteilungen in die
feindlichen Linien ein.

Von ſüdöſtlich Arras bis La Fère griffen wir engliſche
Stellungen an. Nach ſtarker Feuerwirkung von Artillerie und
Minenwerfern ſtürmte unſere Jnfanterie in breiten Abſchnitten
vor und nahm überall die erſten feindlichen Linien.

Zwiſchen La Fère und Soiſſons, zu beiden Seiten von
Neims und in der Champagne nahm der Feuerkampf an
Stärke zu. Sturmabteilungen brachten in vielen Abſchnitten
Gefangene ein.

Heeresgruppen Gallwitz und rer Albrecht. Unſere Artil-
lerie ſetzt die rer der feindlichen Jnfanterieſtellungen
und Batterien vor Verdun fort. Auch an der lothringiſchen
Front war die Artillerietätigkeit vielfach geſteigert.

Von den anderen Kriegsſchauplätzen nichts Neues.
Der Erſte Generalquartiermeiſter: Ludendorff.

Die Kämpfe an der Weſtfront.
Wien, 21. März. Nach der N. Fr. Preſſe beträgt die Stärke

der Verbündeten an der Weſtfront 160--170 Diviſionen, wäh-
rend die Manövrierarmee 20 bis 30 Diviſionen umfaßt. An
der deutſchen Weſtfront iſt die Heeresgruppe Gallwitz zwiſchen
die Heeresgruppen Deutſcher Kronprinz und Herzog Albrecht
eingeſchoben worden. Jm Gefüge der Fronten wurden beider-
ſeits wichtige Aenderungen durchgeführt und tiefgreifende Vor
bereitungen hinter der Front getroffen.
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Angriffe auf die flandriſche Küſte. Berlin, 21. März.
Torpedoſtreitkräfte Flandern haben am 21. März früh in drei
Gruppen die Feſtung Dünkirchen, ſowie militäriſche Anlagen
bei Bray Dunes und de Panne nachhaltig unter Feuer genom-
men. Die Auſfſchläge lagen überall qut; in dem umfangreichen
Barackenlager bei de Panne, das mit 800 Schuß belegt wurde,
brachen zwei große Brände aus. Die Küſtenbatterien erwider-
ten das Feuer heftig, aber ergebnislos. Auf dem Rückmarſch
kam es zu einem Feuergefecht mit einigen feindlichen Zer
ſtörern, die ſich jedoch zurückzogen, nachdem ſie mehrere Treffer
erhalten hatten. Die am Vorſtoß beteiligten Streitkräfte ſind
ohne Beſchädigungen oder Verluſte eingelaufen. Zwei unſerer
kleinen Vorpoſtenboote ſind heute nacht von einer Fahrt weſt-
lich Oſtende nicht zurückgekehrt und müſſen als vermißt gelten.
Der Chef des Admiralſtabes der Marine.

Spaniens Neutralität. Madrid, 18. März. Heute wurde
das Parlament eröffnet Der König verlas die Thronrede.
Sie betont zunächſt die herzlichen Beziehungen welche Spanien
mit allen Völkern der Welt aufrechterhalte, und erklärt, daß
Spanien in offenbarer Uebereinſtimmung mit der Bevölkerung
des Landes an der Neutralitätspolitik feſtzu halten entſegloſſen
Fl. Wenn die Regierung auch dem Beiſpiele der friedlichen

ationen folge, ſo ſei ſie doch aufmerkſam bedacht, die Streit-
kräfte zu Waſſer und zu Lande zu verſtärken.
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Ententekonferenz. Eine Meldung beſagt Auf der Londoner
Konferenz wurde über manche wichtige Frage
nicht ergzielt.

eine Einigung

Manifeſt.
Die Reſolutionen der ſozialiſtiſchen Jnteralliierten-

konferenz.

Die ſozialiſtiſche Jnteralliiertenkonferenz, die am 20. Februar
in London zuſammentrat, hat das Ergebnis ihrer Arbeiten in
zwei Reſolutionen niedergelegt, deren Wortlaut wir im folgen
den veröffentlichen. Die erſte Reſolution beſchäftigt ſich mit
dem Krieg und der Stellung der Ententeſozialiſten zum Kriege,
die zweite mit den Friedensbedingungen und dem Aufbau der
Welt nach dem Kriege.

Der Krieg.
„Die Jnteralliiertenkonferenz erklärt, daß, welches auch die

Urſachen geweſen ſind, die den Krieg herbeigeführt haben, die
Völker Europas, die naturnotwendig die hauptſächlichen Opfer
der Schrecken des Konfliktes ſind, tatſächlich ſelbſt keine Ver
antwortlichkeit e haben.

Die Konferenz ſieht keinen Grund dafür, ſich von der ein-
ſtimmig von der Konferenz der alliierten ſozialiſtiſchen und
Arbeiterparteien am 14. Februar 1915 angenommenen Er-
klärung zu trennen.“ (Es folgt noch einmal der Text dieſer
Erklärung.)

Die Welt muß ſicher für die Demokratie ſein.
„Welches auch die Ziele ſein mögen, für die der Krieg unter-

nommen wurde, ſo iſt die Hauptabſicht der Jnteralliierten-
konferenz, indem ſie die Fortſetzung des Kampfes annimmt,
für die Zukunft der Demokratie alle Entwicklungs-
mög lichkeiten zu ſichern.

Von allen Friedensbedingungen iſt keine für die Völker der
ganzen Welt ſo wichtig, als den Frieden ſo zu machen daß es
in Zukunft keinen Krieg mehr geben kann. Wer auch
Sieger ſein wird, die Völker werden ſich als die Unter-
legenen fühlen, wenn man nicht ein internationales
Regime aufrichtet, das dazu beſtimmt iſt, je den Krieg zu
verhindern. Was würde es helfen, das Recht der Völker, über
ſich ſelbſt zu beſtimmen, zu proklamieren, wenn dieſes neuen
Verletzungen ausgeſetzt bliebe, wenn es nicht durch eine oberſte
internationale Macht geſchützt wäre, die nichts anderes ſein
kann als die Geſellſchaft der Nationen.

Nicht nur die gegenwärtig kriegführenden, ſondern auch die
andern ſouveränen und unabhängigen Staaten müſſen auf
gerufen werden, ſie zu bilden.

Die ſo verſtandene Geſellſchaft der Nationen ſetzt die ſo
fortige Errichtung eines Jnter nationalen Gerichts-
hofes voraus, nicht nur, um alle die Beſchwerden zwiſchen
den Staaten auszutragen, die auf dem Wege des gewöhnlichen
juriſtiſchen Ganges nicht gelöſt werden können, ſondern um
eine ſchnelle und praktiſche Vermittlungsmethode bei Streitig-
keiten zwiſchen den Staaten feſtzulegen, für Angelegenheiten,
die ſich aus der Macht und Ehre dieſer Staaten ergeben.

Unter der Kontrolle der Geſellſchaft der Nationen ſoll ſich
auch die Vefragung der Völker vollziehen. Das Recht
der Völker iſt nur gültig durch die Abſtimmung der
Völker. Die Geſellſchaft der Nationen muß die internatio-
nalen Verfahren aufſtellen, die Modalitäten regeln, durch die
die Freiheit und die Aufrichtigkeit der Abſtimmung gewähr-
leiſtet werden; die individuellen volitiſchen Rechte wiederher
ſtellen, die infolge der Eroberung gelitten haben werden; die
Verſuche der Preſſion und der Korruption unterdrücken; die
Vergeltungsmaßregeln aller Art verhindern, die gegen wen es
auch ſei, nach der Abſtimmung ausgeübt werden könnten.

Es wird endlich am Platze ſein, eine internationale
geſetzgebende Verſammlung zu bilden, in der die
Vertreter aller ziviliſierten Länder ihren Sitz haben, ſo wie es
angebracht ſein wird, graduell und lebhaft eine internationale
Geſetzgebung zu entwickeln, die beſtimmt iſt, alle daran teil
nehmenden Staaten untereinander zu verbinden.

Durch eine feierliche Verpflichtung müſſen alle Staaten, alle
Völker, die zu dieſem Zwecke befragt werden, die Verſiche
rung geben, daß die Konflikte, die unter zweien oder mehreren
von ihnen entſtehen, dem ſo eingeſetzten Schiedsgericht unter
worfen werden.

Die Zurückweiſung des Schiedsgerichts oder ſeiner
Entſcheidung wird der Beweis des vorherbedachten An
griffs ſein, und alle Völker werden notwendigerweiſe mit
allen ihnen zur Verfügung ſtehenden ökonomiſchen oder mili-
täriſchen Mitteln gemeinſame Sache machen, gegen dieſen oder
jenen der Staaten, die ſich weigern würden, den Schiedsſpruch
anzuerkennen oder die den allgemeinen Friedensvertrag brechen
wollten.

Aber die loyale Annahme der Regeln und Entſcheidungen der
internationalen Organiſation beruht auf einer vollkom' enen
Demokratiſierungin allen Ländern.Ausſchaltung aller abſoluten Mächte, die bis ietzt verpflich-
tet waren, zwiſchen Krieg und Frieden zu nern varla-
mentariſche Verſammlungen durch und für das ſonveräne Recht
des Volkes gewählt; Abſchaffung der Geheimdiplomatie, die
einer auswärtigen Politik Platz macht, die der Kontrolle der
geſetzgebenden Verſammlungen unterliegt; Veröffentlichung
aller Verträge, die niemals im Widerſpruch ſtehen dürfen mit
den Grundſätzen der Geſellſchaft der Nationen, unbedingte Ver
antwortlichkeit der Regierungen und beſonders der Miniſter
der auswärtigen Angelegenheiten aller Länder vor ihren Par-
lamenten; nur eine ſolche Politik wird die ſichere Abſchaffung
jeder Art Jmperialismus geſtatten.Vegleitet von einer ſolchen Verallgemeinerung der Demo

kratie, in einer Welt, wo die wirkungsvollen internationalen
Garantien gegen jeden Angriff geſichert ſind, wird die Geſell-
ſchaft der Nationen zu der vollkommenen Ausſchaltung
der Macht als Mittel internationaler Konflikte zu entſchei-
den gelangen.

Die Geſellſchaft der Nationen muß bei der Vorbereitung der
vereinbarten Abſchaffung der militäriſchen Dienſtpflicht in allen

v
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Ländern zuerſt übergehen: 1. Zur Unterſagung neuer
Rüſtungen zu Lande ſowohl als zur See: 2. ſelbſt zur Be
grenzung der Unterhaltung der Rüſtungen, mit denen dieJölker bereits überlaſtet ſind; 83. zur Kontrotie der
Kriegsfabrikationen und zur Durchführung der Konventionen,
die zu dieſem Zwecke errichtet werden. Die Staaten, die dieſe
Fabrikationen ſelbſt übernehmen, müſſen die großen Pri
firmen radikal unterdrücken, die von den Rüſtungen profitieren
und die verſucht ſind, zugunſten ihres Gewinns zu manöve
rieren, um Kriegsandrohungen zu provozieren, und die ein
Regime der auf die Vorbereitung von Kriegen hinauslaufen
den Konkurrenz ſchaffen.

Die Nationen, die nur zu ihrer Verteidigung gerüſtet ſind,und für die Aktion, die unter Umſtänden e G. fenſchaft der

Nationen zur Verteidigung des internationalen Rechts einmal
von ihnen verlangen kann, werden die Freiheit haben, unter
internationaler Kontrolle ein freiwilliges Relrutierungsſyſtem.
einzurichten, oder auch die bewaffnete Nation außerhalb des
Regimes der Kaſernenmauern und des langfriſtigen Militär
dienſtes zu organiſieren.

Die ſozialiſtiſche Jnteralliiertenkonferenz erklärt, daß unter
Anwendung dieſer allgemeinen Prinzipien die Grundlagen
der Geſellſchaft der Nationen ein integrierender Teil
des Friedens ſelbſt ſein und als Ausgangspunkt bei der
Regelung der Schwierigkeiten dienen muß.

In dieſem Geiſte ſtimmt ſie den von Herrn Wilſon in
ſeiner letzten Botſchaft formulierten Bedingungen zu

Erſtens, jeder Teil der endgültigen Regelung muß anf der
wirklichen Gerechtigkeit des beſonderen Falles und auf den
beſien Vereinbarungen einen dauernden Frieden herbeizuführen
buſtert ſein.

Zweitens, die Völker und die Provinzen dürfen nicht Handels
gegenſtand zwiſchen Herrſchaft und Herrſchaft ſein, als ob ſie
einfache Objekte oder einfache Figuren eines Spieles, ſelbſt
des großen jetzt für immer diskreditierten Spieles des Gleich-
gewichts der Kräfte wären.
Sondern, drittens, jede territoriale Regelung, die ſich an

dieſen Krieg ſchließt, muß im Jntereſſe und zum Wohle der
ntereſſierten Bevölkerungen und nicht als Teil eines Kompro-
niſſes der Vergeltung zwiſchen rivaliſierenden Staaten ge-
wicht werden.

Viertens, alle wohlbegründeten nationalen Anſprüche müſſen
die vollſtändigſte Befriedigung erhalten, die gewährt werden
kann, obne nene Elemente der Verſtimmung oder des empfind
lichen Gegenſatzes einzuführen oder alte zu verlängern, die mit
der Heit den Frieden Europas und als Folge den der Welt
brechen könnten.“
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Unterzeichnet iſt das Manifeſt von P. Renandel als
Lräfidenten der Kommiſſion und Mac Donald als Schrift
führer.

Die franzöſiſchen und engliſchen Genoſſen erwarten eine Ant
vort der deutſchen Genoſſen auf dieſes Lokument. (e. B.)

Beſchlagnahme der Holländiſchen 6chiſfe.

Re!]Waſhington „21. März. Daniels hat mitgeteilt, daß der
Befehl, die holländiſchen Schiffe zu übernehmen, geſtern abend

Weizen t n r ä und Wein ſowie cjedem n nutzten el der früheren erdampfer
untergebracht werden ſolle.

Nach Meldungen aus dem Haag ſoll die holländiſche Regie
rung immer noch ohne Antwort auf ihre Bedingungen ſein,die ſie an die Zuſtimmung zur Schiffsübergabe ilpfte Doch

daß die Bedingungen abgelehnt wurden, darüber iſt kein
ifel. Auf Grund der letzten Erklärungen des Miniſters
don herrſche Einvernehmen darüber, daß die in Holland

befindlichen Schiffe durch das Ultimatum der Entente unbe
rührt bleiben und nur der im Ausland befindliche Sa
r von den Forderungen der alliierten Regierungen
wird.

Aus London wird gemeldet: Die Entente verwi
rung Hollands, baß es verboten ſein ſoll, holländiſ
armieren oder Soldaten und

die Forde
h Schiffe zuriegsmaterial zu transportieren.

troffen, die am 28. März erfolgen ſolle.

Die Lichnowsky-Denkſchrift.
Der u der Denkſchrift des früheren deutſchen Vot

ſchafters in London, Fürſten Lichnowſky, lautet:
Unſere Zukunft.

eute nach zweijährigem Kampfe kann es nicht mehr zweifel
haft ſein. daß wir auf einen bedingungsloſen Sie
über Ruſſen, Engländer, Franzoſen, Jtaliener, Rumänen un
Amerikaner nicht hoffen dürfen, mit dem Niederringen unſerer
Feinde nicht rechnen können. Zu einem Kompromiß-
frieden gelangen wir aber nur auf Grundlage der Räumung
der beſetzten Gebiete, deren Beſitz für uns überdies eine Laſt
und Schwäche und die Gefahr neuer Kriege bedeutet. Daher
ſollte alles vermieden werden, was denjenigen feindlichen
Gruvppen, die für den Kompromißgedanken vielleicht noch zu
gewinnen wären, den britiſchen Radikalen und den ruſſiſchen
Reaktionären, ein Einlenken erſchwert. Schon von dieſem
Geſichtspunkte aus iſt das polniſche Projekt ebenſo zu ver-
werfen, wie jeder Eingriff in belgiſche Rechte oder die Hin-
richtung britiſcher Bürger, vom wahnwitzigen UBootPlane
gar nicht zu reden.

Unſere Zukunft liegt auf dem Waſſer. Richtig, alſo nicht
in Polen und Belgien, in Frankreich und Ser-
bien. Das iſt die Rückkehr zum Heiligen Römiſchen Reich,
zu den re der Hohenſtaufen und Habsburger. Es t
dies die Politik Plantagenets, nicht die der Drake und Rakeig
Nelſon und Rhodes.

Dreibundpolitik iſt Rückkehr zur Vergangenheit,
Abkehr von der Zukunft, dem Jmperialismus, der Weltvpolitik.
Mitteleuropa iſt Mittelalter, Berlin Bagdad eine Sackgaſſe,
nicht der Weg ins Freie, zu unbegrenzten Möglichkeiten, zur
Weltmiſſion des deutſchen Volkes.

Jch bin kein Gegner Oeſterreichs oder Ungarns oder Italiens
und Serbiens oder irgendeines anderen Staates, ſondern nur
ein Gegner der Dreibundpolitik, die uns von unſeren Zielen
ablenken und auf die ſchiefe Ebene der Kontinentalpolitik brin
gen mußte. Sie war nicht deutſche ſondern k. u. k. Hauspolitik.
Die Oeſterreicher hatten ſich daran gewöhnt, das Bündnis als

um 7 Uhr in Kraft getreten iſt. Ein Teil der holländiſchen
Mannſchaften wird auf den Schiffen beſchäftigt werden, andere
werden, wenn ſie es wünſchen, in Amerika behalten werden
ind von der amerikaniſchen Regierung ihren Lohn ausgezahlt
erhalten. Die Seeleute, die nach Holland zurückzukehren
wünſchen, werden ſo raſch wie möglich dorthin befördert werden.

Neuyork, 21. März. Reſervemannſchaften der Kriegs-
marine haben auf Befehl der Waſhingtoner Regierung geſternabend 38 holländiſche Schiffe übernommen. Die holanbi chen

Kapitäne haben, da ſie feit mehreren Tagen auf ein ſolches
Vorgehen vorbereitet waren, nicht vroteſtiert.

Waſhington, 20. März. Das Schiffahrtsamt befahl,
einen Teil des niederländiſchen Schiffsraums zur Verſendung

v 2 Jvon Lebensmitteln zu benutzen. Außerdem ordnete es an, daß

3m 35 I0destnge von Kunl Nu

Von Nemo.
Der Freund und Verwalter des geiſtigen Erbes von Karl

Marrx, feine genialer Helfer und Mitarbeiter, Friedrich Engels,
hat die Bedeutung des Todes von Karl Marx für die damalige
internationale proletariſche Bewegung in folgenden Worten
gewürdigt. Er ſchrieb an Liebknecht am Todestage, den
t4. März 1883:

„Obgleich ich ihn heute abend in ſeinem Bette ausgeſtreckt
geſehen habe, die Leichenſtarre im Geſicht, kann ich mir doch
jar nicht denken, daß dieſer geniale Kopf aufgehört haben ſoll,
mit ſeinen gewaltigen Gedanken die proletariſche Bewegung
beider Welten zu befruchten. Was wir alle ſind, wir ſind es
durch ihn, was die heutige Bewegung iſt, ſie iſt es durch ſeine
theoretiſche und praktiſche Rätigkeit; ohne ihn ſäßen wir immer
noch im Unrat der Konfuſion.“
Und am 15. März ſchrieb Engels an F. A. Sorge

„Die Menſchheit iſt um einen Kopf kürzer gemacht, und zwar
um den bedeutendſten Kopf, den ſie heutzutage hatte. Die Be-
egung des Proletariats geht ihren Gang weiter, aber der
entralpunkt iſt dahin, zu dem Franzoſen, Ruſſen, Amerikaner,

Deutſa in entſcheidenden Augenblicken ſich von ſelbſt wandten,
um jedesmal den klaren, unwiderſprechlichen Rat zu erhalten,
den nur das Genie und die vollendete Sachkenntnis geben
fonnte.“

Was bedeutet nun uns in den Wirren des Weltkrieges nach
Jahren die Erinnerung an dieſen Sterbetag? Der Verluſt

eines wenn auch noch ſo genialen Menſchen kann für uns
Heutige nicht das gleiche bedeuten, wie für die verhältnis-
mäßig ſriwache Bewegung der er Jahre des vorigen Jahr-

derts. Heute ift aus dem Häuflein um Marx die Theorie
Marxismus geworden, die in allen möglichen Schattie-

rungen und Abarten nicht nur die proletariſche Bewegung, ſon-
dern die ökonomiſche Wiſſenſchaft beherrſcht und beeinflußt.
Aber die wichtigſten Ergebniſſe dieſer Theorie erſchienen durch
den Weltkrieg erſchüttert. Die Arbeiterparteien der wichtig-
ſten Jnduſtrieländer verließen die vor dem Krieg aufgeſtellten
Varolen. Die alten Grundſätze wurden verlaſſen, umgedeutet
und es wurde „umgelernt“. Fetzt iſt man dabei wieder zurück-
zulernen, da die Wirklichkeit doch zeigte, daß ökonomiſche Ge-
ſetze ſtärker find als noch ſo ſchöne Augenblicksilluſionen und
gefühlsgeſättigte Stimmungen. Aber es fehlt auch heute der
Zentralpunkt, an den ſich die Arbeiter aller Länder wenden
könnten. Wir ſitzen wieder in der Konfuſion, und zwar in
einer Zeit, die klare Leitſätze fordert und in der Handeln ge
boten iſt.

Wie war das möglich Iſt durch den Krieg die Marxſche
Theorie erſchüttert? Müſſen wir ein neues Gebäude errichten?

s gikt zu unterſcheiden zwiſchen den Srgebniſſen der Theorie
und der Methode. Zwiſchen den ökonomiſchen Grundlehren und
der politiſchen Anwendung. Die Klaſſen, die Wertbildung, das
alles iſt auch während des Krieges geblieben, wenngleich
mannigfach modifiziert, aber die politiſchen Zelgernngep aus
den Tatſachen ſind verſchieden. Dieſe Schlußfolgerungen müſſen
aber auf einer ſorgfältigen Unterſuchung der Tatſachen be
ruhen, über die uns keine Theorie hinweghilft. Die Theorie
ſetzt die Sachkenntnis voraus. beſtimmt nur die Richtung der
Unterſuchung und der Slüſſe. Hier liegt der Gegenſatz zwi-
ſchen den Richtungen der Arbeiterbewegung. Die einen bleiben

einen Schirm zu betrachten, unter deſſen Schutz ſie nach Be
lieben Ausflüge in den Orient machen konnten.

Und welches Ergebnis des Völkerringens haben wir zu ge-
wärtigen Die Vereinigten Staaten von Afrika werden britiſch
ſein, wie die von Amerika, Auſtralien und Ozeanien. Und die
lateiniſchen Staaten Europas werden, wie ich ſchon vor Jahren
ſagte, in dasſelbe Verhältnis zu dem Vereinigten Königreich
geraten, wie die lateiniſchen Schweſtern Amerikas zu den Ver-
einigten. Staaten. Der Angelſachſe wird ſie be
herrſchen. Das durch den Krieg erſchöpfte Frankreich wird
ſich nur noch enger an Großbritannien anſchließen. Auf die
Dauer wird auch Spanien nicht widerſtehen.

Und in Aſien wird der Ruſſe und der Japaner ſich ausbreiten
mit ſeinen Grenzen und Sitten, und der Süden wird den
Briten bleiben.

beim Klaſſenkampf, bei der Jnternationaglität, bei der Er-
ſetzung des Kapitalismus durch den Sogialismus. Sie wollen

Alle Anordnungen zur Beſchlagnahme der Schiffe ſeien ge

Die Welt wird den Angelſachſen, Ruſſen und
Japanern gehören und der eutſche alleindreiben mit Oeſterreich und Ungarn. Seine Macht-

„herrſchaft wird die des Gedankens und Handels ſein, nicht aber
die der Bureaukraten und Soldaten. 3
ſchienen, und die letzte Möglichkeit, das Verſäumte nachzuholen,
ein Kolonialreich zu gründen, hat der Weltkrieg vernichtet.

Denn wir werden die Söhne Jawes nicht verdrängen,
das Programm des großen Rhodes wird ſich erfüllen, der inder Ausbreitu des Britentums, im britiſchen Jmperialismus

das Heil der Menſchheit erblickte.
Ta regere imperio populos Romano, memento.
Hae tüibi erunt artes: pacisque imponere morew,
Parcere eubjectis et debellare superbos.

wird ſein, Friedensſitten zu erzwingen, die Unterworfenen zu
ſchonen und die Hochmütigen des Krieges zu entwöhnen.)

Politiſche Ueberſicht.
Die Kriegskreditfrage iſt entſcheidend.

Ueber den Wirrwarr, der in der Reichstagsfraktion der Ab-
hängigen über die Frage der Bewilligung der Kriegskredite
jetzt herrſcht, ſucht ihre Parteipreſſe wenigſtens durch Ver-
ſchweigung der aufgetauchten Gegenſätze hinwegzukommen,
ſolange es geht. Welche der drei in der Fraktion vorhandenen
Strömungen Bewilligung, Stimmenthaltung, Ablehnung
die Oberhand gewinnen wird, dürfte ſich erſt im letzten Angen-
blick, d. h. bai der letzten Abſtimmung über die Kriegs-
kredite am Ende der bevorſtehenden dritten Leſung zeigen.
Bei der erſten und zweiten Leſung gab nur die Fraktion der
Unabhängigen Sozialdemokratie die Erklärung ab, daß ſie aus
grundſätzlichen Gründen gegen die Bewilligung von
Kriegskrediten an dieſe Regierung ſtimme, während die andern
Parteien ſchweigend den Kriegskrediten zuſtimmten. Aber für
die entſcheidende dritte Leſung iſt die Stellungnahme bei den
erſten beiden Leſungen nicht bindend. Hier ſind Erklärungen
zu erwarten. Die regierungsſozialiſtiſche J. K. tut freilich
ſo als ſei ſchon alles erledigt.
Reformſozialiſten ſchon entſchieden haben und bei der Be-
i anng bleiben, aber gemeldet iſt es noch nicht. Die J. K.
agt:

„Die Frage der Kriegskredite-Zuſtimmung oder Ablehnung
iſt noch immer das Lieblingsthema der Parteizerſplitterer.
Wenn ſie auch angeben, daß mehr und größere Gegenſäbe
als die Kriegskredite ſie von der Parteimehrheit fortgetrieben
haben, ſind ihrer Agitation doch dieſe dauernd Mittelpunkt
und Stecken pferd. Noch immer gibt es Leute, die ſich
einreden, es wäre alles anders gekommen, wenn wir wenig-
ſtens beim vierten oder fünftenmal die Kriegskredite abge-
lehnt hätten. Geſtern hat nun auch der deutſche Reichstag,
wie ſchon immer die Parlamente Englands und Frankreichs,
die Kriegskredite faſt ohne Debatte in erſter und zweiter
Leſung bewilligt. Wo bleibt da das Märchen von über-
ragender politiſcher Bedeutung dieſer Abſtimmung?

ſtellung der „Bewilligung“ der Kriegskredite, iſt es amüſant
zu ſehen, wie dieſe Frage höhniſch als „Steckenpferd“ bezeichnet
wird. Jene Leute können oder wollen nicht kapieren, wie die
Frage der Kriegskredite den Kern- und Sammelpunkt
der zahlloſen Einzelfragen der Kriegspolitik
darſtellt. Was die Herren als „Steckenpferd“ abtun möchten,
iſt dasjenige, was die Grundlage der ganzen ſozia-
liſtiſchen Politik darſtellt ſowohl hinſichtlich der aus-
wärtigen wie der inneren Politik. Wäre die Frage der Kredit
ablehnung nur ein Steckenpferdchen, warum hat man da den
Kreditablehnern die Fraktionsrechte entzogen, ſie aus der Frak-
tivn gedrängt und damit die ganze Partei zerriſſen? Man
ſieht gleich, wie die Dinge in Wahrheit liegen Die Mittelbewilligung oder Mittelablehnung iſt und bleibt die befkimmende

Handlung, die jede parlamentariſche Partei in bezug auf ihre
Stellung zur beſtehenden Regierung charakteriſiert.

die alten Ziele nicht aufgeben, wenn gleich die Mittel ſich ſehr
gewandelt haben. Sie treiben Politik auf Grund der Unter-
ſuchung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe und teilten daher nicht
die Jlluſion der Klaſſenverbrüderung vom 4. Auguſt.

Die andern, die auch Marx zitieren, aber nicht ſeine Theo
rien, ſondern Einzelausſprüche über politiſche Ereigniſſe aus
dem Vriefwechſel und aus Artikeln, die anderen wollen ihre
Politik nur marxiſtiſch verbrämen. Sie rechneten mit dem
neuen Geiſt, der vom 4. Auguſt ausſtrahlte. Sie kamen mit
allen möglichen ſchönen Worten von der Solidarität der Nation.
Sie wollen die Erfolge erliſten und verdienen. Sie achteten
nicht der wirtſchaftlichen Gegenſätze, ſondern ſuchten ſie zu ver-
kleinern und die Tatſachen zu leugnen. Sie mußten Schiff
bruch leiden, weil ſie die Wirkungen der Kapitalkonzentration
und der Kriegswirtſchaft im allgemeinen nicht logiſch unter-
ſuchten, ſondern nur als „Kriegsſozialismus“ prieſen. Dieſe
wiſſenſchaftlich unwahren Tatſachengruppierungen und ver
bindungen mußten dann von einem Fehlſchuß zum andern
führen. Man verrannte ſich in eine Sackgaſſe. Nun ſaß mitten
in der Konfuſion, weil man den Boden der Marxſchen Theorie
verließ. Man wollte das nicht zugeben. Ueberbot ſich an Ge
dankenakrobatik und machte dialektiſche Purzelbäume wie Herr
Lenſch in ſeiner „Weltrevolution“, die wohl das Tollſte dar
ſtellt, was an Begriffsverdrehungen und pſeudomarrſcher Ge
ſchichtsklitterung geleiſtet iſt.

Marrx iſt tot ſeit 35 Jahren, aber feine Theorie lebt und ſeine
Methode muß angewandt werden, um volitiſch zu wirken. Es
genügt nicht den Zuſammenbruch der ruſſiſchen Revolution
zu beklagen, die Fehler der Bolſchewiki marktſchreiceriſch zu
kritiſieren. Es gilt zu unterſuchen, weshalb brach Rußland
zuſammen. Welche Schuld hat die Jnternationale, welche
Schuld hat die deutſche Arbeiterklaſſe?

Es gilt vor allem die eigene Politik bei genauer Tatſachen-
kenntnis zu kritifieren und eine ſelbſtändige Kriegspolitik der
Arbeiterklaſſe zu führen. Es gilt nicht Allerweltsreform zu
treiben mit einem lammfrommen Regierungsſozialismus wie
die Scheidemänner.

Es gilt im Geiſte von Marx eine Klaſſenpolitik zu treiben,
die die internationalen Zuſammenhänge hervorhebt und das
Werk der Diplomaten und parlamentariſchen Schönredner gleich
unbarmherzig kritiſiert, wie Marr das in den 580er Jahren
während des Krimkrieges in ſeinen erſt jetzt in Buchform ver
öffentlichten Artikeln getan hat.

Das alles lehrt uns die Erinnerung an den Todestag von
Karl Marx. Sie lehrt uns noch etwas anderes: Marx und
Engels wollten nicht ihre Weisheit in dicken Büchern nur den
Gelehrten zugänglich machen. Sie ſchrieben nicht nur „Das
Kapital“. Sie warfen eine Unzahl kleiner Schriften in die
Maſſe und ſchufen das Kommuniſtiſche Manifeſt, als Konpaß
der proletariſchen Bewegung. Sie griffen überall ein nicht als
überhebliche Schulmeiſter, ſondern als wiſſende Berater, die
überall den Gang in großen Zügen vorausſahen und daher
auch unklare Maſſenregungen in ihrer Bedeutung erkannten
und in den allgemeinen Strom der ſozialiſtiſchen Arbeiter-
bewegung zu leiten ſuchten.

Die Maſſe als Träger ſozialiſtiſcher Jdeen und Erkenntniſſe,
das war das Grunddogma dieſer orthodoxen Marxiſten. Sie
wollten keine Sekte, ſondern ſie wußten, daß nur die Maſie die
Trägerin der Bewequng ſein konnte. Sie trieben aber keinen
Maſſenkultus. Sie ſchwärmten nicht für den Brotfrieden und
ſchmeichelten nicht den kleinbürgerlichen Jnſtinkten rückſtän-
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blauen Luft, ſondern auf Grund der geſchichtlichen Erfahrung
und der beſonderen Zuſtände jedes Landes und jeder Mitſchaft.

Auch das lehrt uns der Todestag von Karl Marx. Es genügt
nicht, den Verrat ganzer Führergrupven fefſtzuſtellen, ſondern
man muß deren Politik kritiſieren auf Grund der Erfahrung
des Krieges und der Vorkriegszeit. Es gilt der Maſſe klar-
zumachen, daß eine andere Politik getrieben werden muß, nicht
weil die Führer Verräter waren, ſondern weil ihre Politik
rotwendigerweiſe zum Verrat der wichtigſten Arbeiterinter-
eſſen führen mußte. Unzufriedenheit ummünzen in politiſche
Erkenntnis und politiſche Krafr! Das iſt marxiſtiſche Ppolitik.

Jn dieſe Geiſte müſſen wir den Todestag von Marx be-
ehen. Rückſichtslos eingeſtehen die Niederlagen, die uns der

eltkrieg und der Zuſammenbruch der ruſſiſchen Revolution
brachte. Rückhaltlos die Fehler der Maſſen und Führer an-
erkennen. Unbefangen die Lage der l Wirtſchaft und
ihre Tendenzen unterſuchen und unerſchrocken, trotzend allen
Tagesmoden und Angenblicksmeinungen die Politik treiben,
wie ſie das internationale proletariſche Allgerreinintereſſe er
fordert.

Dieſes allgemeine Arbeiterintereſſe muß durch Forſchungen
feſtgeſtellt werden, aber es beſteht und gerade der Weltkrieg hat
gezeigt, wohrn die Zerreißung der Jntoernationale führt.

Dieſe Jntereſſengemeinſchaft der Arbeiter gilt es zu toecken
mit Wort und politiſcher Tat

Marx und Engels waren nicht nur Schriftſteller, nicht nur
Gelehrte und Soziologen. Sie waren vor allem politiſch Han-
delnde. Marx ſtiftete die erſte Jnternationale. Engels ſtand
an der Wiege der zweiten Jnternationalen und der Marrismus
wird die dritte Jnternationale gründen helfen.

Nicht die Toten ſind zu beklagen, ſondern die Ueberlebenden.
Dieſes Lieblingswort von Marr gilt gerade für unſere Zeit für
die ſchauerliche Todesernte des Weltkrieges. Wir Ueberlebende
haben Rieſenaufgaben zu erfüllen. Wir ſind gelähmt nicht nur
durch ſtaatliche Schranken, ſondern auch durch die mangelnde

Zerſtörung der ſozialen Triebe. durch Hinderniſſe politiſcher,
wirtſchaftlicher, pſychologiſcher und organiſatoriſcher Art. J
dieſer Weltenkriſe mit ihrem Wirrwarr der Strömungen der
Jdeen und der politiſchen Anſchauungen und Strebungen gilt
es unbeirrt die Grundwabrheiten vom Klaſſenkampf und
Klaſſengegenſatz feſtzuhalten und mit Marrſcher Gründlichkeit,
Energie und Zähigkeit die neuen Anwendungen dieſer Wahr-
beiten zu ermitteln und in politiſche Tat umzuſetzen.

Es iſt nicht möglich, dieſe allgemeinen Vetrachtungen an Bei-
ſpielen zu erklären. Es konnte nur ein ſkizzenhafter Ueber-
blick der heutigen Aufgaben der Marriſten gegeben werden.
Die wichtigſte Lehre des Todestages von Marx aber bietet uns
ein Rückblick auf ſein verſönliches Leben:

Jmmer treu der Klaſſe, unermüdlich forſchend, arm bis zum
Lebensende, nur durch Engels Geldunterſtützung lebend und
arbeitend, alle Leiden der Klaſſe als geiſtiger Proletarier aus-
koſtend, dabei unerſchütterlich trotz allen Elends und aller
Klagen, die in ſeinen Briefen an Engels ergreifend das
materielle und ſeeliſche Martyrinum dieſes Geiſtesrieſen offen-
baren. Dieſe Standhaftigkeit, dieſe Verbindung von Wiſſen-
ſchaft und Praxis. dieſe Einheit der Perſönlichkeit, dieſer Zu-
ſammenklang von Worten und Werken, das iſt heute, wo ſo
viele ſchwankende Geſtalten die Arbeiterbewegung moraliſch
diskreditieren, die wichtigſte Lehre und die Mahnung, die uns

diger Proletarierſchichten. Sie waren die unbarmherzigſten
Kritiker jeder Bewegung, aber nicht von oben herab ars der

die 35. Wiederkebr des Todestages von Karl Marx einprägt.

T ne mee

Er war zu ſpät er

(Du ſollſt die Völker im Römerreiche regieren. Deine Kunſt

Es iſt ja möglich daß die

Abgeſehen von der oben erwähnten wiſſentlich falſchen Dar
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Die Ernährungefragen.
Der Ernährungsausſchuß des Reichstags hielt am Donnerstag nach längerer Zeit eine Sitzung ab. Ser Vorſitzende v. Veit

teilte mit, daß ihm von verſchiedenen Seiten erklärt worden
ſei, die Ernährungsfragen würden in dieſem Jahre nicht von
dieſen beſonderen Ausſchuß, ſondern vom Hauptausſchuß mit-
beraten werden. Eine Denkſchrift der Regierung liege vor, ſei
aber vom Plenum dem Ausſchuß nicht überwieſen worden.
Nach ſeinen Erkundungen beſtehe auch nicht die Abſicht der
Ueberweiſung. Er wolle die Meinung des Ausſchuſſes hören,
ob dieſer ſeine Tätigkeit als beendet betrachte. Abg. Ebert
hält es für unzweckmäßig, daß die Ernährungsfragen vom
Beirat des Kriegsernährungsamtes, in welchem Vertreter der
Fraktionen ſitzen, dann aber noch einmal von einem beſonderen
Reichstagsausſchuß behandelt werden. Er hält das Mandat
des Ausſchuſſes für erledigt. Es genüge vollſtändig, wenn der

auptausſchuß am Schluſſe ſeiner diesjährigen Beratungen
ſich an ein bis zwei Tagen mit den Ernährungsfragen be-
ſchäftigte. Die Abg. Herold, Hoff und Roeſicke halten zwar
den Ausſchuß noch für zurecht beſtehend, etir aber auf
die ſtarke Belaſtung der Regierung bei dovpelter Beratung der
Ernährungsfragen. Die Abg. Dr. Böhm und Schmidt-Berlin
wünſchen die Wiederaufnahme der Tätigkeit des Ausſchuſſes
nicht. Gen. Wurm hält die Arbeit des Ausſchuſſes für drin-
gend notwendig. Der Beirat tage hinter verſchloſſenen Türen.
Gerade an dieſen Tagen habe aber die Oeffentlichkeit das leb
hafteſte Jntereſſ. Der Ausſchuß müſſe die Tätigkeit des Bei-
rats kontrollieren können. Der Hauptausſchuß ſei überlaſtet
und habe keine Zeit zu eingehender Beratung, acht bis zehn
Sitzungen wären erforderlich, um die Arbeit zu erledigen.
Abgg. Held und Fegter ſind gleichfalls für Beratung im be-
ſonderen Ausſchuß. Erſterer verweiſt auf die großen Steuer
proiekte, die der Hauptausſchuß zu erledigen habe. Vom Abg.
Herold wird vorgeſchlagen, die Angelegenheit dem Senioren-
fonvent vorzulegen, eventl. das Plenum entſcheiden zu laſſen.
Ein Antrag Wurm, in die Beratung der Denkſchrift einzu-
treten, die der Ausſchuß nach den Beſchluß des Reichstags durch-
aus dazu berechtigt ſei, wird abgelehnt. Ein Antrag Herold
dagegen angenommen, den Präſidenten zu erſuchen, wegen
Ueberweiſung der Denkſchrift, ſoweit dieſe Ernährungsfragen
behandelt, das Erforderliche veranlaſſen zu wollen.

Kleine politiſche Nachrichten.
Das Preußiſche Abgeordnetenhaus vertagte ſich geſtern nach

Erledigung kleiner Vorlagen bis 23. April.
Die Teuerungszulagen an Veamte. Berlin 21. März.

Jm Hauptausſchuß des Reichstages gab bei Beratung von
Velitionen von Beamten Berichterſtatter Meyer Herford
namens ſämtlicher Fraktionen folgende Erklärung
ab: Wir erkennen, daß die Neuregelung der laufenden Kriegs
teuerungszulagen, wie ſie am 1. April 1918 in Kraft treten
ſoll, eine Erleichterung der wirtſchaftlichen Bedrängnis der
unteren und mittleren Beamten herbeiführt. Wir haben aber
die Ueberzeugung, daß die geplante Erhöhung nicht aus
reicht, um die durch die unaufhörlich ſteigende Teuerung
entſtendene ſchwierige wirtſchaftliche Lage der unteren, der
mittleren und der höheren Beamten zu beſeitigen. Wir be-
dauern es deshalb, daß die verbündeten Regierungen den
einmütigen Vorſchlägen der Parteien des Reichstages nicht bei-
etreten ſind. Die Petitionen wurden ſämtlich als Material
berwieſen.

Parlamentsneuwahl in Dänemark. Hopenhagen, den
29. März. Der Reichstag iſt geſtern geſchloſſen und durch könig-
lichen Erlaß bis zum 20. April aufgelöſt worden. Die Neu-
wahlen zum Folkething finden am 22. April ſtatt.

Rußland.
Petersburg, 20. März. (Reuter.) Der Marinekom-

miſſar Dybenko wurde verhaftet, weik er nicht die not-
wendigen Maßnahmen zum Schutze von Narwa getroffen habe.
Die Zeitungen teilen mit, daß Joffe zum Kommiſſar für
auswärtige Angelegenheiten ernannt worden ſei. Bisher
hieß es, er gehe als ruſſiſcher Botſchafter nach Berlin.

Eine Verordnung wurde veröffentlicht, gemäß der es dem
Kommiſſar für das Juſtizweſen erlaubt iſt, die gebildeten
Klaſſen zur Mitarbeit bei der Arbeit der Gerichte zu zwingen.

Der chineſiſche Geſandte und der japaniſche
Botſchafter in Petersburg ſind mit einer Anzahl von
Amerikanern, Japanern und Chineſen an der mandſchuriſchen
Grenze angekommen. Sie wurden unter Geleit von Roten
Gardiſten nach der chineſiſchen Grenze gebracht.

Verſenkungen. Berlin, 20. März. Jm Sperrgebiet des
Mittelmeeres wurden 7 beladene Dampfer, die ſämtlich ge
ſichert und zum größten Teil bewaffnet waren, ſowie 6 Segler,
zuſammen etwa 23 000 Tonnen, verſenkt. Der Chef des
Admiralſtabes der Marine.

Für Einſtellung der Friegerangriffe auf offene Städte. Abg.
Geck- Mannheim (Soz.) hat folgende kleine Anfrage ein-
gebracht: Verläßlichen Zeitungsnachrichten zufolge haben ſich
ſowohl in der franzöſiſchen Kammer als ganz beſonders auch
im Gemeinderat der Stadt Paris im Laufe der letzten Tage
ernſte und eindringliche Stimmen erhoben, die einer Ver-
ſtändigung der kriegführenden Parteien über die Einſtellung

der Fliegerangriffe auf offene Städte außerhalb der Kriegs-
zone das Wort reden. Und der dem Vatikan naheſtehende
Corriere d'Ftalig meldet der Papſt prüfe zurzeit Mittel und
Wege, um unter den Kriegführenden ein Abkommen über den
Luftkrieg herbeizuführen. Jſt der Reichskanzler zu einer Er-
klärung darüber bereit, welche Stellung die Reichsregierung

den obigen Beſtrebungen gegenüber einnimmt?

„Anwärter auf den polniſchen Thron.“ Unter dieſer Spitz-
marke meldet die bürgerliche Preſſe, daß die Polen bei den
Mittelmächten beantragt haben, daß nunmehr die polniſche
Königsfrage erledigt werde. Sie ſollen drei Vorſchläge gemacht

An erſter Stelle wünſchen ſie angeblich den Er z-
herzog Karl Stephan; weiter kommen in Betracht der

Herzog von Urach (Württemberg) und ein Mitglied des
ſächſiſchen Königshauſes.

Clemenceaus Regierung gegen die Bolſchewiſten. Der von
der ruſſiſchen Regierung ernannte neue Geſandte für die
Schweiz, Zahlkind, iſt in Stockholm wieder eingetroffen, von
wo er ſich vor ungefähr einem Monat über England und
Frankreich auf die Reiſe nach Bern begeben hatte. Dem ruſſi-
ſchen Geſandten und ſeinem Reiſegefährten wurde der Eintritt
nach Frankreich jedoch verweigert, mit der Motivierung des
Miniſters. Cambon, daß in Frankreich keine Maxima-
liſten geduldet werden.

Tägliche Zeitung der Pariſer konſequenten Sozialiſten. Bis
jetzt fehlte der Pariſer Minderheit, die tatſächlich die Pariſer
Mehrheit iſt, ein tägliches Organ. Die Humanité iſt als ent-
ſchiedenes Mehrheitsorgan der Geſamtpartei wohl bekannt.
Henri Fabres Journal du Peuple iſt zwar n
aber es iſt ein Privatunternehmen. Die Pariſer Minderheit
hatte das kleine Wochenblatt Populaire, das urſprünglich nur
eine Wochenausgabe des Populaire du Centre von Limoges
war. Jetzt iſt der Populaire in eine tägliche Zeitung ver-
wandelt worden. Leitender Redakteur iſt Paul Faure, poli-
tiſcher Redakteur Jean Longquet, literariſcher Redakteur Henri
Barbuſſe, der berühmte Verfaſſer des beſten Kriegsbuches Le
Feu. Die erſte Nummer wird für den 10. April angekündigt.
Unter den Mitarbeitern befinden ſich auch Romain Rolland,
Brizon, RaffinDugens und Vourderon.
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ibt das Jndiſche Amt bekannt, daß in Belutſchistan (dem
ande zwiſchen Jndien und Perſien) Unruhen ausgebrochen

ſind und Maßregeln gegen die Ariſtämmemußten Brilſche Flieger warfen zweimal
Lager dieſer Stämme.

Aus der Partei.
Richard Lipinfki in Leipzig verhaftet. Die Leipziger Volks

Unruhen in Belutſchistan. Nach Blättermeldungen

etroffen werden
omben auf die

zeitung ſchreibt: Mit der Freiheit, mit der unter den gegen
wärtigen Verhältniſſen die ſogenannte „Freie“ Preſſe (regie-
rungsſozialiſtiſches Organ) zu berichten in der Lage iſt, teilt
dieſes Blatt mit, daß der Vorſitzende der Unabhängigen Sozial
demokratiſchen Partei Leipzigs, Richard Lipinſki, wegen des
Verdachts der Teilnahme an der Verbreitung von Streikflug-
blättern verhaftet worden iſt, wegen der bereits eine Anzahl
Mitglieder, der Unabhängigen Partei, unter ihnen die Stadt-
verordneten Windſch, Dietze und Kurze, in Haft genommen
worden ſind. Da bisher ſelbſt die nächſten Angehörigen des Ge
noſſen Lipinſki nichts über den Grund ſeiner Verhaftung er-
fahren haben, iſt es immerhin intereſſant, darüber etwas aus
der „Freien“ Preſſe zu erfahren. Wie es ſcheint, iſt das Vlatt
polizeiliches Publikationsorgan.

Aus der Provinz.
Die Handwerkerkammer für den Regierungsbezirk

Merſeburg
hielt am Donnerstag im Stadtverordneten- Sitzungsſaal in
Halle eine Vollverſammlung ab. Dem vom Geſchäftsführer
Syndikus Voigt vorgetragenen Geſchäftsberichte ent
nehmen wir u. a., daß in der Berichtszeit 184 Geſellenprüfungen
vorgenommen wurden. Einer Anzahl von Lehrlingen wurde
durch den Vorſtand die Genehmigung erteilt, ihre Geſellenprü-
fung vor Ablauf der vertraglichen Lehrzeit abzulegen, da dieſe
kurz vor ihrer Einberufung zum Waffendienſt ſtanden. Ob-
gleich der Chef des Kriegsamtes die Erklärung abgegeben hat,
daß er nicht beabſichtige, die Handwerkslehrlinge
zum Hilfsdienſt heranzuziehen, ſind doch einige Fälle
bekannt geworden, daß von einzelnen Einberufungsausſckuſſen
Aufforderungen an Lehrlinge ergangen ſind, eine hilfsdienſt-

Stellung anzunehmen und daß dieſe kriegswichtigen
Betrieben überwieſen worden ſind. Dies hat Veran-
laſſung gegeben, bei der Kriegsamtſtelle vorſtellig zu werden
und dieſe zu erſuchen, die Einberufungsausſchüſſe anzuweiſen,
daß die Lehrlinge vom Hilfedienſt befreit werden. Ein Beſcheid
ſtcht noch aus.

Die Zuſammenlegung von Betrieben, im be
ſonderen der Bäckereien, zur Erſparung von Kohle, Licht und
Arbeitskräften, beſchäftigte die Leitung der Handwerkerkammer
wicderholt. Jm allgemeinen iſt im Kammerbezirk von einer
Zuſammenlegung von Vetrieben auf Grund der hiergegen er-
hobenen Bedenken Abſtand genommen worden. Der bei dem
Reichsausſchuß für Kriegsbeſchädigtenfürſorge beſtehende
Sonderausſchuß für Geſetzgebung hat beſchloſſen, u. a. auch
etwaige Abänderungen in der Gewerbeordnung (Meiſterprü-
fung, Lehrzeit, Wandergewerbeſchein) zugunſten der KHriegs-
beſchädigten zum Gegenſtand ſeiner Beratungen zu machen.
Der Vorſtand hat ſich mit dieſem Antrag eingehend beſchoöftigt,
vermochte aber unter allem Wohlwollen für die Kriegsbeſchä-
igten eine Notwendigkeit auf Abänderung der Gewerbeordnung
nicht anzuerkennen.

Die Rohſtofſ verſorgung wurde wiederholt von
einzelnen Handwerkern gefordert. Wenn es auch in einzelnen
Fällen möglich war, den Handwerkern bezüglich der gewünſch-
ten Rohſtoffe behilflich zu ſein. ſo muß doch betont werden,
daß bei dem aſlgemeinen großen Mangel an Rohſtoffen eine
Vollbelieferung der Händwerker wie in Friedenszeiten natürlich
gänzlich ausgeſchloſſen iſt und daß die Leitung der Handwerker-
kammer nicht. in der Lage iſt, hier helfend einzugreifen. Jm
Reichswirtſchaftsamt hat kürzlich eine Beſprechung mit dem
Staatsſekretär und Vertretern des Kammertages ſtattgefun-
den. Der Staatsſekretär hat hierbei die Verſicherung abge-
geben, daß er für die Uebergangswirtſchaft die Fürſorge fur
das deutſche Handwerk als eine ſeiner vornehmſten Aufgaben
betrachte, er wird mit den ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln
darauf hinzuwirken ſuchen, daß das Handwerk bei der Verſor-
gung mit Rohſtoſfen während der Uebergangszeit die not-
wendige Berückſichtigung findet.

Zum Kartoffelanbau
ſchreibt eine Provinzkartoffelſtelle r Die Bodenreſerve
für den Kartoffelbau. Jn der Denkſchrift des Präſi-
denten des Deutſchen Landwirtſchaftsrats, Graf v. Schwerin-
Löwitz, iſt den Landwirten empfohlen, im Frühfahr überall
dort Kartoffeln anzubouen, wo für das Sommergetreide infolge
der vorjährigen Mißernte nicht genügend Saatqut zur Ver-
fügung ſteht. Aber auch darüber hinaus verfügt die deutſche
Landwirtſchaft über eine ſtarke Bodenreſerve für die Volks-
ernährung, die bisher wenig oder gar nicht in Angriff ge-
nommen iſt. Es ſind dies die Ackerweide und das Brachs-
land. Beide haben zwar von Jahrzehnt zu Jahrzcehnt ſtark
abgenommen; ſie betragen aber gegenwärtig immer noch
1 300 000 Hektar. Dieſe Flächen können vorzugsweiſe zum
Teil für den Kartoffelban herangezogen werden, da ihre Aus-
nutzung durch Vieh infolge des verminderten Veſtandes vielfach
doch nicht mehr möglich ſein wird. Provinz Hannover und
SchleswigHolſtein ſind noch ziemlich reich an Ackerweide und
Brachland und haben dabei vorzüglichen Kartoffelboden. Bei
ihnen iſt die Jnanſpruchnahme dieſer Ländereien für den Kar-
toffelbau beſonders wichtig und nutzbringend.

Zur Förderung des Kartoffelbaues. Bckannt-
lich baut ſich die Kartoffel vielfarh raſch ab, d. h. ſie läßt im
Ertrage ſehr nach. Man muß daher öfters mit dem Saatgut
wechſeln, um hohe Erträge zu erzielen. Die Beſchaffung neuen
Saaigntes wird in dieſem Jahre nicht- ſchwierig ſein, nachdem
Verträge über Saatkartoffellieferung wieder bis 15. März ge-
tätigt werden können. Der Grund, weshalb trotzdem, nament-
lich von den kleineren Landwirten, kein Saatwechſel vorge-
nommen wird, iſt der Preis für Sagatkartoffeln. Hier können
die land wirtſchaftlichen Vereine einſpringen und zum Beiſpiel
den Kartoffelbauern, die unter 20 Hektar Land hewirtſchaften,
Beihilfen aus dem Vereinsvermögen gewähren. Der Ankauf
der Saatkartoffeln müßte ebenfalls vom Verein in die Hand
genommen werden. Auf dieſe Weiſe würden viele Mittel-
betriehe brauchbares Saatgut erhalten. Ohne tatkräſtige Mit-
hilfe geht der Saatwechſel bei unſeren kleineren Landwirten,
welche die hauptſächlichſten Kartoffelbauer ſind, nicht vor ſich.

Frühkartoffeln. Die früheſte Reifezeit haben fol-
gende Sorten: Frühe weiße Sechswochen, Paulſens Alpha,
Jnnikartofſeln, Allerfrüheſte blaßrote Delikateſſe, Thieles
MRotköppchen, Kaiſerkrone, Richters ovale Frühblane, Atlanta,
Thieles frübe Gelbfleiſchige, Frühe Roſe. Bei Verwendung
gut vorgekeimten „Pflanzmaterials iſt auf eine 19 bis 14 Tage
frühere Ernte zu rechnen. Frühkartoffeln müſſen enger ge-
pflanzt werden (40 mal 40 Zentimeter) als ſpätere Sorten.

Errichtung eines Kreis-Mieteini-gungsamtes. Dem M. K. zufolge iſt beabſichtigt, ein für
den ganzen Kreis zuſtändiges Einigungsamt
zu errichten. So lange dies nicht geſchehen iſt, ſind die im
Kreiſe befindlichen Amtsgerichte zur Entſcheidung von Streitig-
keiten der vorbezeichneten Art. berufen.

Der Kreistag hält morgen, Sonnabend, eine Sitz
im Kreishauſe ab. Jn erſter Linie handelt es ſich dabei

Merſeburg.

um

die Feſtſetzung des Haushaltsplanes und um Aufnahme
eines weiteren Darlehns in Höhe von zwei Millionen
Mark für Familienunterſtützungen.

Schkeuditz. Butter- und Margarineverkauf.
In der ſtädtiſchen Butterverkaufsſtelle können die Einwohner
50 Gramm Butter auf Stadtbuttermarke Nr. 21 und auf
eine Buttermarke „K“ käuflich erwerben. Auf eine Butter-
marke „G“ und auf eine h Ate Zuſatzfettmarke des
Kreiſes Merſeburg werden 50 Gramm Margarine verabſoigt.
Der Preis beträgt für 50 Gramm Molkereibutter 31 Pf., für
50 Gramm Marzarine 20 Pf. Die Verkaufsſtelle iſt geöffnet
am Sonnabend, dem 23. März d. J., vorm. 9-10 Uhr, für
Nr. 1041—1240, I0---11 Uhr für Nr. 1249——1456, 11--12 Uhr für
Nr. 1457—-1664, nachm. 2—-3 Uhr für Nr. 1665—1872, 3-4 Uhr
firr Nr. 1873--2084 des Ausweisſcheines. (Neue Nummern.)
Der Ausweisſchein muß vorgelegt werden.

Großörner. Gemeindevertreter Ergänzungs-wahl. Bei der am 18. d. M. abgehaltenen Ergänzungswahl
zur Cemeindevertretung wurden die Ausgeſchiedenen wieder
gewählt, und zwar: l. Klahe: Hüttendirektor Hüpe, 2. Klaſſe:
Gutsbeſitzer Honigmann, Landwirt Reger, 3. Klaſſe: Ober
kläuber Langenhangen.

Eisleben. Heimlich aus der elterlichen Woh
nung entfernt, unter Mitnahme von 73 Mk., hat ſich der
15 Jahre alte Arbeiter Otto Etzrodt. Er war beim Weggange
bekleidet mit grauer Hoſe, rotbrauner Unterjacke, grauem
Jackett und grauer Mütze. Größe 1,40 Meter, Haare blond.

Sangerhauſen. Jn der letzten Stadtverordneten
itzung erſtattete der Zweite Bürgermeiſter Seedorf den
ericht über die Verwaltung und den Stand

der Gemeindean gelegenheiten für 1917. Danach
betrug die Einwohnerzahl der Stadt am 1. Dezember 1916
12 048 Perſonen, am 1. Dezember 1916 10 545 Perſonen. Bei
der Perſonenſtandsaufnahme im Hktober 1916 11 000 Perſonen,
1917 19 891 Perſonen. mithin weniger 109 Perſonen. Die
Lebensmittelverſorgung iſt eine immer ſchwierigere
eworden. Die Levensmittelpreiſe ſind immer mehr geſtiegen.

Fürcein Stück Butter ſollenim Schleichhandel
Mk., für ein Ei 70 Pf., für ein Pfund Speck

11 Mk. und noch mehr gezahlt werden. Oel iſt gar
nicht mehr zu haben. Für gute Kleiderſtoffe hört man, daß
40, 50 und ſelbſt bis 90 Mk. für ein Meter gezahlt worden ſeien!
Das ſind un erhörte Wucherpreiſe! Das Traurige
iſt nur, daß es nicht gelingen will, dem lichtſchenen Treiben ein
Ende zu machen.

An Kriegsbeihilfen und Kriegsteuerungs-
zulagen wurden insgeſamt bewilligt für die ſtädtiſchen Be
amten, die Lehrer des Gymnaſiums, die der mittleren Schulen,
die Ruhegehaltsempfänger, die Hinterbliebenen von Beamten
und die ſtädtiſchen Arbeiter 55 341 Mk. An Sparkaſſen-
Ueberſchüſſen aus dem Jahre 1917 ſtehen 110 208,63 Mk.
zur Verfügung. Davon ſtehen 69 896,06 Mk. im Haushalts-
plan, über die Verwendung von 43 012,57 Mk. iſt noch zu be
ſchließen. Beſchloſſen wurde, für das Rechnungsjahr 1918
keinen Haushaltsplan aufzuſtellen, ſondern den für
1917 ausnahmsweiſe für das Rechnungsjahr 1918 gemäß S é6
Städte- Ordnung zu verlängern und die Steuerzuſchläge un-
verändert wie 1917 mit 190 Prozent von allen Steuerarten zu
erheben.

Die Stadthauptkaſſenrechnung für 1916 ſchloß mit einem
Ueberſchuß von 7 632 Mk. 1915 hatten wir 9 791 Mk. Vorſchuß
Das bei der Aktien-Malzfabrik aufgenommene Kriegsdarlehen
von 80 (00 Mk. beſteht noch. Es iſt aber nicht erforderlich, das
im Kriegshaushaltöplan für 1917 neu vorgeſehene Kriegs-
darlehn von 85 500 Mk. noch aufzunehmen.

Das ſtädtiſche BVarvermögen betrug Ende 1917 720 365,44 Mk.,
Ende 1916 682 809,45 Mk., 1917 alſo mehr 87 555,90 Mk.
Feſtſetzung des Kriegsetats für 1918. Der von
der Finanzkommiſſion und vom Magiſtrat aufgeſtellte zweite
Kriegshaushaltsplan ſchließt in Einnahme und Ausgabe mit
284 000 Mark ab und macht die Aufnahme neuer Dar-
lehen in Höhe von 129 000 Mk. erforderlich. Der Kriegs-
wirtſchaftsplan wurde in dieſer Höhe feſtgeſetzt und genehmigt.

Artern. Kleinbahnbetrieb. Auf eine Eingabe des
Magiſtrats an den Vorſtand der Kyffhäuſer-Kleinbahn wegen
Vermehrnng der Züge auf der Strecke Artern-Tilleda hat dieſer
geantwortet, daß es in Rückſicht auf die beſtehenden Vorſchrif-
ten nicht möglich ſei, dem Antrag zu entſprechen, daß ihm aber
nähergetreten werden ſoll, wenn die Verhältniſſe ſich ändern
würden. Die Verſammlung hielt dieſe Antwort nicht für
befriedigend.

Der Abſchluß des Geſchäftsjahres 1917 der
Kyffhänſerhütte geſtattet nach Deckung des Verluſtvor
trages von 256069,31 Mk. eine Dividendenverteilung von 4 Pro
zent. Die Generalverſammlung findet am 11. Mai 1918 ſtatt

Delitzſch. Kriegsjugend Ein zwölffähriger Schul-
knabe hat drei Pakete, die an den in engliſcher Gefangen-
ſchaft beſindlichen Sohn ſeiner Tante gerichtet waren und die
er zur Poſt bringen ſollte, unter ſchlagen Den aus
Lebensmitteln beſtehenden Jnhalt der Pakete hat er zum Teil
in Gemeinſchaft mit einem zweiten Schulknaben verzehrt und
zum Teil an andere Kinder verkauft; die Umhüllungen hat er
ſortgeivorfen.

Petroleum für Heimarbeiter. Für den Monat
März kommt für Heimarbeiter und Haushaltungen ohne Gas
und elcktriſches Licht nochmals 1 Liter Petroleum zur
Ausgabe. Da für die nächſte Zeit Petroleum nicht mehr zur
Verfügung ſteht, ſo wird um recht ſparſamen Verbrauch erſucht
Die Ausgabe erfolgt auf die drei Abſchnitte der Karten des
Monats März.

Bitterfeld. Wer kann Kleidungsſtücke abgeben?
Der Magiſtrat ſchreibt: Um die heimkehrenden Krieger
und die minderbemitelte Berölkerung mit genigender Kleidung
verſehen zu können, iſt für den Kreis Bitterfeld in der Stadt
Bitterfeld, Kirchſtraße 15, eine Altbekleidungsſtelle
eingerichtet. Wir bitten dringend, alle entbehrlichen Kleidungs
ſtücke, ſowohl ſolche für Männer und Frauen als auch für Kin
der, an die Altbekleidungsſtelle abzuliefern. Die Ablieferung
geſchieht gegen Bezahlung oder unentgeltlich und werden auf
Wunſch Veſcheinigungen ausgeſtellt, auf Grund deren Bezug-
ſcheine erlangt werden können. Annahmezeit der Sachen
ſeden Montag, Mittwoch und Freitag, vormittags von 10 bis
12 Uhr.

Der Kreistag beſchloß, für das Rechnungsjahr 1918
als Kreisſteuern 25 v. H. der ſtaatlich veranlagten Steuern
zu erheben. Für die Zahlung der Kriegerfamilienunter
ſtützungen wurde die Aufnahme eines weiteren Darlehens von
2 Millionen Mark beſchloſſen. Zu Mitgliedern des Provinzial-
landtages wurden Landrat Freiherr von Bodenhauſen Bitter-
feld, Freiherr von Ende-Altjeßnitz und Bürgermeiſter Schmidt-
Bitterfeld gewählt.

Torgau. Ein Schadenfeuer entſtand in der Mittwoch
nacht gegen 148 Uhr im Struckſchen Grundſtück, Döbernſche
Straße und zwar hrannte der an der Weſtſeite des Grund-
ſtückes befindliche Holzſchuppen, in dem ſich ein größerer Vorrat
an Nutzholz befand, vollſtändig nieder. Der Schaden dürfte
zum größten Teil durch Verſicherung gedeckt ſein; die Ent-
ſtehungsurſache iſt unbekannt. Geſchädigt wurden dagegen meh-
rere Schrebergartenbeſitzer, da die an den abgebrannten Schup-
ven angebauten Garienlauben dem Feuer zum Opfer und mit
dem darin befindlichen Kleinvieh Kaninchen, Geflügel
ſowie Gartengerät uſw. vernichtet wurden.
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s Vkr.S gziaizheim. S
Heute und Wigende Tago:

„Herzlich willkommen“,
Sebwank in 3 Akten u. 1 Vorgeseb. v. Nesl u. Fermer.

Famllien Vorstellung.r T hr
Zur AnTähreng gelang

Herzlich willkommen
Kleine Preise: 65, 1.25, 1.75, 2.00. Kindoer: 35, 60. 80, 1.

Kasse von 10 I unä 4 6.

nunehm.,

ren 77ur Eintragung für den Bezug von

Nähgarnen
bei uns aus. Bei Anmeldungen ist der Lebens-
mittelschein und der Abschnitt Nr. 147 des Waren-
Bezugscheines 14 mitzubringen.

Morgen, Sonnabend, 23. März 1918,
abends 8 Uhr:

Bunter Lieder Abend.
Mitwirkende:

Fräulein Anni Kähns, Operettensängerin.
Herr Kurt Lange, Opernsäoger.

Herr Franz Hassner, Opernsänger
S Kinder haben keinen Zutritt. W

Volke pari einzureichen.l BrommereBenjamio e
Grosse Ulrichstrasse 22/23.

ie den gewerbsmässigen Verbrauchern aus
gestellten Bezugsberechtigungen bitten wir bei uns
zur Bestellung der ihnen zugewiesenen Garnmengen

4397

liegt bis zum 23. dieses Monats, abends 7 Uhr

Kundenliste

Fpollo- Theater.
Ganstspfel Curt Olſers Operetmit Gustav üörirsm a. als

Reunte and Blgende Tage, abends V
„Kaiserplatz 3, 1 Treppe
Ein lustiges Stück m. Musik i. 3 Akten v. Engel u. v. Korber.

r von Leo Schottländer.
Sonntag. 24. M ar famen u Aend-

3, 1 Treppe
leine Preise. 2 Kinder ein Bllett.

9 I u. 5 7 Vhr im Bureou.

Alte Promenade Ha.
Fernruf 5738.

IIIIXIXXIIIIIIIIIIIXTòTTTI
Viggo Larson

Potterdam ADpstordamn.
i 1387 Tie Geschäftsleitung.

S —23 J

Kifenburger of
Alten Markt. Angang Kutsohgasse.

Jägch. Gr. Konzert er Hauskapelle.

Eine Detektivgeschichte in 4 Akten.

Alles fürs Kind.
Kino-Schwank in 3 Akten

mit Melita Petri. Leo Poukort.
Um regen Zuspruch bittet Frau F. Aampoe.

Konzerthaus „Oberpollinger“.
Foke Gr. Ulrichstragse. Jägergasse I.
ragnen: I Konzert h a

Damen-Streich-Orchesters „Haustein“.

e e Kapelle l De Voue Kapetle!

4106 8 junge schneidige Damen!
Um regen Zuspruch bittet Frau Efsa Doeth.

Deutscher Metallardeſter- Verband

Zahlstelle Wittonberg.
Sonnabend den 23. März, abends 8 Ahr,
im Reſtaurant Fiſcher, Kurfürſtenſtr. 15

Mitglieder Versammlung.
*2336 Tagesordnung:

1. Reviſionsbericht. 2. Kartellbericht. 3. Jahres
bericht. 4. Berufliches.

Zahlreiches Erſcheinen wünſcht Die Ortsverwaltung.

Moderne

Sämtliche P arteischriften vom
ſ

i

Leipzigerstrasse 88.

ICDIDDetoltivromaa in 4 Akten. IIv

Von morgen im BRurg- Thenter

Fernruf 1224. 4398

Schau
von

4392

piel in
ilhelm

nachmittags 3 Uhr:
RXin Volksſeind.,

Wer heiratet Therese?
Ein heiteres r in 2 Akten.

Abends 7 Uhr:
Gunmnlöd.

Srein ärser
öſht heute Hoſe

Sonnabend den 23. März 1918.

Alt Heideiverg.
ünf Alaeyer- rſter

Sonntag, den 24. März 1918,

e

Tagesordnung:

3. Geſchäftliches.
Rich. Friedel, Vorſitzender des Aufſichtsrates.

Eintritt nur gegen Vorzeigung des

Ammin -Vetein für Ammendorf und üngegend

(eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht).

Freitag, den 29. März 1918, nachmittags 3 Uhr, im Saale
des Burgſchlößchens, Burgſtraße:

Ordentl. General-Verſammlung.
1. Bericht über das jährige Geſchäftsjahr 1917/18.
2. Anträge der Mitglieder laut S 16 des Statuts.

Papler-Stoffhragen
orm

Herbert Pauimenſer. AlbortversehſäftcieTrauung i

Er liebt mit Schmerzen r e r e
S Beginn 4 Uhr. Vertrieb,Kl. Berlin 7, ar seit

Alte, u e auchzerbrochene

Grammophon Platten

ohne Gegenkauf

Gustav Unlig
Uhren und Muſikwerke
Vntere Leipzigerstr.

kauft zu feſtgeſetzten Preiſen
4400

*2335
Möbel Transporte

ſowie
ſache ß aus

Aldert
Thomaſtusſtraße 15.

ren W
Tel. 5643.

Gelegenheitskauf!
Klohen barnfturen

in schönster AusführungFrühjahrs- Kleidung
in der bekannt grossen Auswahl und guter Passform.

Sport Paletots veein- und zweireibig, eovercoat, modefarbig und Ulster-

gtoffen 68. 82. 108. Mk. und böher.
erren- und Jünglings Anzüge

aus guten haltbaren Stoffen, mit und ohne Rüchken-
gurt, in den apartesten Farben.

84. 96. (15. Mk. und höher.
Knaben Anzüge

Sportformen, Schlupfformen, Kieler und Kittel- Anzüge
in reichbaltiger Auswahl.

Grosses Lager in allen Arten

Berufs Kleidung.
Herren Artikel. Militär Effekten
S. Weiss, am Markt.

H. quandt, Roßſchlächterei,

22 teilig 22 teilig
Mk. 28.75 Mk. 22.50

Steinweg 25. Sobel Rellgtrasse I.
4362 Ammendorf: Bahnhoſbtrasse Z.

Alfred Hoppe,
S u Kuhgaſſe 6,Weg den Eingang

Lucie
22 teilig

k. 34.50

neueſten Damenhüte
hiermit ergebenſt an.

Umarbeitungen getragener Hüte en -tzee und
preiswert ausgeführt.

Preiswerte Schulartfhel.

Schultornister 5.98 bis 14.50 K.
Frühstückstaschen 75 Pfg. bis 2.78 MK.
Schiefertafeln 68 Pfg. bis 75 Pfg.
Schieferkästen 50 Pfg. bis 1 25 K.
Schüler Etui 2.50 dis 3.35 M.
Schulbücher für alle Klassen Stck. 20 Pfg.

Diarinm Stck. 38 u. 53 Pfg.
Bletetitio Stck. 9 u. 12 Pfg.
Federhalter Stck. 6, 8, 35 u. 45 Pfg.
Stahlftedern Stck. 2 Pfg.
Malkasten Stck. 85 Pfg. bis 3.25 M.
Pinsel Stok. 38, 48, 50 Pkg.
Tinten- Pulver u. i. Plasch. 9, 40, 75 Pfg.

Tabakspfeifen Stck. 2.20 bis 4.95 M.
Shag Pfeifen Stck. 50 Pfg. bis 2.45 M.
LDigarren- u. Dgarettenspitren St. 14 Pfg b. 1.28 K.

Kaufhaus II. IaLeipzigerstr. 87.

Algemeiner Konſum-Verein, Halle und Umgegend,
(eingetragene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht).

Donnerstag, den 28. März, abends u 9 Ahr im „Volkspark“,

Sonnabend vormittag: Nr. 1301-1500. 5 0 0
Es wird gebeten, Papier oder Gefäße mitzubringen

Allen Konfirmanden meiner werten Kundschaft

herzlichen Glückwunsch zur Konfrmatlon.

Aug. Thlele und krau,
Kleischermeister.

*2984

Nletleben,

2. Anträge der Mitglieder.

Burgſtraße 27:

General Verſammlung
Tagesordnung:

1. Geſchäftsbericht über das abgelaufene Halbjahr 1917118.

Der Aufſichtsrat: Fr. Hoffmann. H. Wolf.
Zutritt nur gegen Vorzeigung des Mitgliedsbuches geſtattet.

4389
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her auch noch eine grundſäzzliche ſozialiſtiſche

Nr. 69. 29. Jahrgang.

2-vv v mmm--Grundſätzlicher Bankrott.
Friedrich Stampfer knöpfte ſich im Vorwärts vom 3. März

die Unabhängigen vor und bedauerte lebhafte, bei derDebatte im Wahlkampf von Niederbarnim i ſche
ngenAuseinanderſegng der beiden ripaliſierenden Richtu n

genügend zur Geltung komme. Ratürlich ſuchte er die Gründe

dafür ganz bei den Es mag ſein, daß dasGrundſätzliche bei dieſem Wahlkampf in den Hintergrund trat.
Woran lag das? Bei früheren Wahlkämpfen ſetzte ſich die
Sozialdemokratie mit den bürgerlichen Gegnern und deren
Grundſätzen auseinander. Bei dem Wahlkampf in Nieder
darnim hatte es die Sogialdemokratie, die allein durch die Un
abhängigen vertreten iſt, in der Hauptſache mit einem Gegner
zu tun, veſſen Politik die der vollkommendſten Grundſatzloſig-
keit iſt. Das drückte natürlich das Niveau der Wahldebatte
recht bedeutend herab.

Dieſe Grundſatzloſigkeit der Rechtsſozialiſten beweiſt
Stampfer ſelbſt. Er ſchreibt in ſeinem Artikel:

Hätte die Sozialdemokratie die Möglichkeit, einen Mehr
heitsbeſchluß gegen die Kriegskredite durchzuſetzen, ſo wäre
das von der allergrößten Bedeutung, denn damit wäre auch
die Möglichkeit gegeben, die Regierung zu einer Politik zu
wingen, die dem Willen dieſer Mehrheit entſpricht. Zur
n Reichstag als Ganzes hat jedoch die Frage der Kredit-

bewilligung nie beſtanden, weil die bürgerlichen Parteien
nicht dazu zu bringen ſind, von dieſem letzten parlamentari
ſchen Machtmittel Gebrauch zu machen.

Was heißt das in gutes Deutſch überſetzt? Es heißt,
grundſätzlich hat die Sozialdemokratie die Pflicht, geegen
die Kriegskredite zu ſein und durch ihre Ablehnung die Regie
rung zu zwingen, eine Politik zu treiben, die eine wirkliche
Friedenspolitik iſt. Aber da die bürgerlichen Parteien, als die
Vertreter der kapitaliſtiſchen und imperialiſtiſchen Politik, die
Kriegslredite bewilligen, ſo hat es keinen Zweck, die Kredite ab
zulehnen, weil die Sozialdemokratie doch in der Minderheit
iſt. Das iſt die Proklamation der Grundſatz-
loſigkeit und der ſelbſt gewollten Ausſchal-tung der Minderheit.

Für Stampfer iſt nämlich die Abſtimmung der Minderheit
etwas ganz Bedeutungsloſes. Die Hauptſache iſt für ihn der
Veſchluß. Und bei dem Beſchluß hat man dabei zu ſein, gleich-
gültig, ob es mit den Grundſätzen vereinbar iſt oder nicht. Er
meint denn auch:

Die Frage war nur, mit welchem Stimmenverhältnis die
Kredite vom Reichstag angenommen werden ſollten, und
dieſe Frage hätte mit etwas mehr Gelaſſenheit behandelt
werden können, um ihretwillen eine Sprengmine in die
Arbeiterbewegung zu legen, war entſchieden eine Frivolität.

Wer die Sprengmine an die Arbeiterbewegung gelegt hat,
wurde den Rechtsſozialiſten von ihrem treuen Blockbruder,
Herrn Erzberger, geſagt, der bei der Etatsdebatte erklärte:

Die Sozialdemokratie (d. h. die Rechtsſozialiſten) hat das
größte Opfer parteipolitiſch bei dieſer Mehrheitsbildung ge
bracht, denn ſie hat ihren Verband gefprengt,
ſie hat das Koſtbarſte, die Einheit der Partei, auf-
gegeben.

Und für was haben die Rechtsſozialiſten den ſozialdemo
kratiſchen Verband geſprengt? Stampfer ſagt es: für eine
Sache, die man mit mehr Gelaſſenheit hätte behandeln ſollen.
Nach ſeiner Auffaſſung. Aber nach der Auffaſſung desjenigen
Teiles der Sozialdemokratie, der noch Grundſätze hat und da-

t olitik betreibt,war die Frage der Kreditbewilligung keine Frage der Gelaſſen-
beit, keine Frage bloßer parlamentariſcher Taktik, ſondern es
war die grundſätzlichſte Frage, vor die die Sozialdemokratie in
ihrer Geſchichte geſtellt wurde; ſie hat die tiefſte Bedeutung für
die ganze innere und äußere Politik und für die Stellung der
Sozialdemokratie im Lande und zur Jnternationale.

Wenn die Rechtsſozialiſten in der gelaſſenen und ſaloppen
Weiſe, wie Stampfer, zu der Frage der Kreditbewilligung
Stellung genommen haben, dann beweiſen ſie eben ihr voll
kommenes Verſagen im politiſchen Leben und ihre kataſtrophale
Grundſatzloſigkeit.

Stampfer höhnt nun freilich über die Politik der ohnmäch-
tigen Proteſte und des Sitzenbleibens, die die Politik der Un-
abhängigen ſei. Er rühmt dagegen die Politik der Rechts-
ſozialiſten, die „der Zeit die Zeichen des eigenen Willens auf-
zudrücken“ verſucht. O, wie großartig iſt dieſe Poſel Iſt der
Belagerungszuſtand, die Zenſur, der Friedensſchluß mit Rufz
land und Rumänien das Zeichen des eigenen Willens, das die
Rechtsſozialiſten der Zeit ausgedrückt haben? Sie haben der
Zeit lediglich das Zeichen ihrer einfältigen Jlluſionspolitik,
ihrer hohlen Phraſeologie aufgedrückt und ihrer ganzen Grund-
ſatzloſigkeit, mit der ſie den Karren der deutſchen Jmperialiſten
und Annektioniſten voranſchieben helfen. Das Aufſtehen der
Rechtsſozialiſten bei der Kreditbewilligung nur des Stimmen-
verhältniſſes wegen, das Aufſtehen beim Ukrainevertrag, das

Der Sonnenwirt.
Roman von Hermann Kurz.

Ver ſcharfſinnige Plan, der an der Waldecke bei Wäſchen
beuren gefaßt wurde, war nur ſehr unvollkommen ausgeführt
worden. Das Sprichwort, daß nicht alles Gold iſt, was glänzt,
hatte ſich auch bei dem Eintritte Schwans in die Genoſſenſchaft
der Gauner bewährt. Es iſt nicht wahr, daß die Spisbuben
ehrlich gegeneinander ſind und daß ſich auf dieſe Eigenſchaft
eine feſte geſellige Ordnung unter ihnen gründen ließe. Neid,
gegenſeitiger Betrug und nie ruhender Verdacht, ſelbſt unter
Verwandten, verbitterten ihm das von Hauſe aus argloſe Ge
iaüt gegen dieſe nene Welt bald noch ſtärker als gegen die alte,
die ihn ausgeſtoßen hatte. Er zog meiſt mit der ſchwarzen
Chriſtine, die er ſich beigeſellte, allein in den Landen umher.
Dieſes ungewöhnliche Weib, von welcher der Geſchichtſchreiber
„eines Räubers“ und „einer Räuberin“ ſagt, ſie habe alle
Gaben der Natur in reichem Maße beſeſſen, und mit einer ſehr
ſchönen Körperbildung eine große Fätigkeit und Anlage des
Geiſtes verbunden, hing an ihm mit einer Leidenſchaft, wie ſie
die alten Sagen jenen Hünenweibern beilegen; aber ſie quälte
ihn durch eine unbändige Eiferſucht, und als die blonde
Chriſtine, trotzdem daß es ihr geglückt war. in einem Dienſte
unterzukommen, dem Zuge ihres Herzens folgend, ihn einſt be
ſuchte, ſo duldete die Zigeunerin ſie nicht. ſondern trieb ſie gegen
ſeinen Willen nach kurzem Zuſammenſein wieder fort. Dem
Scharfſinn und der Gewandheit dieſes Weibes verdankte er
ſeine älücklichſten Tage, wenn man es ein Glück heißen kann,
von geſtohlenem Gute zu leben. Aber man trifft nicht jeden
Tag einen Markt. um d Taſchen zu füllen, auch gelang nicht
ſeder Marktbeſuch. Chriſtine wurde mehrmals gefangen; auch
die Ehehändel trennten das Paar oft wochenlang. Wenn es
gut ging. ſo zog er als Krämer mit Paß und Kramkiſte durch
das Land, verkaufte ſeine Waren um killige Preiſe von Haus
zu Haus mied jede verrufene Geſellſchaft herbergte in den
beſten Gaſthäuſern und war, wie er in der Unterſuchung ſagte.
auf der ganzen Straße von Mergentbeim bis Straßburg als
der ehrlichſte Kerl bekannt, ſo daß die Wirte, wie er hinzufüagte,
ſich entſetzlis verwundern würden, wenn ſie erführen, daß ſie
unter dem Namen des ehrſamen Krämers Johann Siqgmund
oder auch Hermann den Sonnenwirtle aufgenommen haben.
Daß feine äusere Erſcheinung ihn hiebei aufs beſte unterſtützte,
geſtand ihm nicht bloß der Sviegel, ſondern ſogar ein gedruckter
Steckbrief den zwei Schuſt heißen einſt in der EHenkfe mitejn-
ander laſen, während er ſelbſt ihnen, an ihrem Geſpräche über
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Aufſteten, 9 beim edensvertrag mit tand folgenwird, trotdem, nach See deſſen W n aufs
entſ verworfen wird, iſt in dieſem Falle weiter nichts

des ichen s. egenEr h Demgſt das und der der Uſozialiſtiſche G erf nd ahhäng y
K Sefer r etzt dann die grundſätzliche Meinungsverſchiedenheit au e r entweder deutſcher Sogzialdemo
krat oder ruſſiſcher Bolſchewik. Freilich meint er, die Unab
hängigen hätten nicht den Ueberzeugungsmut zum Bolſchewis-
mus. Denn ihm iſt der Bolſ us gleichbedeutend mit
weiter nichts, als daß die Bolſchewiki den Kampf gegen den
feindlichen Jmperialismus an die zweite Stelle und den Kampf

egen den heimiſchen Fmperialismus an erſter Stelle ſetzen.
ürden die Unabhängigen ſich, um von Stampfer nicht des

Mangels an Ueberzeugun t geziehen zu werden, auf den
Boden dieſer arme ſtellen, dann wäre natürlich ſofort die
Denunziation da: Seht die 1 ſind Gegner der
Landesverteidigung, ſie wollen das Land dem feindlichen Jmpe
rialismus ausliefern. Eine Denunziation. die bei der „grund
ſätzlichen“ Kampfesweiſe der Rechtsſozialiſten von Heilmann
gegen unſern Genoſſen Breitſcheid ausgeſprochen worden iſt.

Nun wir wollen einmal, ſoweit das jetzt möglich iſt, ganz
deutlich ſein. Die Unabhängigen ſind gegen den Jmverialis-
mus, ob er ein hermiſcher oder ein feindlicher iſt. Sie ſetzen
beide Jmperialismen an ein und dieſelbe Stelle. Sie erkann-
ten die innige Solidarität des Jmperialismus noch bevor ſich
der deutſche an die Niederwerfung unſerer proletariſchen
Brüder in Rußland und Finnland machte. Weil die Unab-
hängigen erkannt haben, daß dieſer Krieg ein imperialiſtiſcher
iſt, daß ſeine Ziele imperialiſtiſche ſind und keine anderen ſein
können deshalb ſind die Unabhängigen gegen die Bewilligung
der Kriegskredite und dieſe Stellungnahme iſt eine grundſätz
lich ſozialdemokratiſche. Es iſt ein Nonſens, jahrzehntelang zu
erklären, wir bewilligen dem Militarismus als Jnſftrument
des Jmvperialismus keinen Mann und keinen Groſchen, und
dann am Tage, wo dieſes Inſtrument für die Intereſſen des
Jmperialismus eingeſetzt wird, alles zu bewilligen.

Jn dieſer grundſätzlichen Stellungnahme zum Krieg wird die
unabhängige ſozialdemokratiſche Partei Deutſchlands beharren.
Und die Maſſen der Arbeiter werden hinter ihr ſtehen.

Heute hält die Regierung noch die ſchützende Hand über die
Rechtsſozialiſten. Aber der grundſätzliche Bankerott der Ab

wird von Tag zu Tag offenkundiger. (Tribüne,
rfurt.

Jmmer höhbere Preiſe
verlangen weite Kreife der deutſchen Landwirtſchaft. Die einen
wollen den Kartoffelpreis erhöht haben, weil man ſonſt zum
Körnerbau übergeht; die andern verlangen Erhöhung des Ge-
treidepreiſes, weil man ſonſt zum Zuckerrübenbau übergeht;
wieder andere wollen den Preis für Zuckerrüben erhöht haben,
weil ſonſt Futterrüben bevorzugt werden. Und ſind die Preiſe
feſtgeſetzt, dann hat man es mit der Ablieferung nicht gerade
eilig, weil man weiß, daß man bei ſäumiger Ablieferung Liefe-
rungsprämien bekommt. was eine indirekte Preiserhöhung be
deutet. Neben den Lieferungsprämien für Kartoffeln gab es
ſolche für Getreide. Jest iſt wieder für Heu und Stroh eine
Lieferungsprämie feſtgeſetzt worden und ſo geht es weiter. Da
neben verlangt die Landwirtſchaft, daß die Lieferungs bezw.
Druſchprämien längere Zeit beſtehen ſollen, als ſie vom Kriegs
ernährungsamt feſtgeſetzt wurden, „um ſpäter erntende Be
zirke nicht zu ſtark zu ſchädigen“. Dabei hat die Lieferungs
prämien nicht einmal mehr die gewünſchte Wirkung. Der
Bayr. Kurier muß am 25. Februar ſogar eingeſtehen: „Die
vom Kriegsernährungsamt in die Preſſe gegebene Mitteilunc
über beſondere Vergütung bei Ablieferung von Heu und Stro
hat bedauerlicherweiſe einzelne Landwirte veranlaßt, mit
weiteren Ablieferungen vorerſt zurückzuhalten. Alſo
direkt das Gegenteil von dem, was man erreichen wollte. Jm
Tag Nr. 30/1918 macht J. Hahunga den Leſern plauſibel, daß
die Kartoffelpreiſe viel zu niedrig ſind.

„Wenn die Höchſtpreiſe für Kartoffeln nicht erhöht wer
den, wird auch im neuen Jahre die Anbaufrucht zurück-
gehen Will man eine Vergrößerung der Kartoffelanbau
frucht für 1918, fo ſetze man entweder den Höchſtpreis für
Frühkartoffeln im Juli auf 15 Mk., im Auguſt auf 12 Mk.
und den Herbſtpreis auf 8 Mk. feſt, oder man verfahre nach
dem Oldenburgiſchen Vorſchlage, indem man der Landwirt
ſchaft ein feſtes Kontingent vielleicht von 10 bis 15 v. H.)
zu einem mäßigen Höchſtpreiſe auferlegt und den übrigen
Teil der Ernte dem freien Handel überläßt.“

Das bedeutet faſt eine Verdoppelung der bisherigen Kar
toffelpreiſe. Und wenn der Landwirt nur verpflichtet wäre,
10 bis 15 v. H. zum Höchſtvreiſe abzuliefern, dann würde man
dem freien Handel für das größere Quantum Kartoffeln be-
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den Sonnenwirtle teilnehmend, gemütlich über die Schulter in
das Papier blickte: „Und iſt vorgemeldter Erz-Gauner,“ hieß
es darin, „fünf Fuß, ſieben Zoll groß, gedrungener Geſtalt, hat
gelbliches Haar, dicken Kopf, feines weißes Geſicht, dicke, runde
Vacken, volle Waden.“ Jm Bewußtſein dieſes ehrbaren Aus-
ſehens wagte er einſt einem pfälziſchen Schultheißen und zwei
Jägern, die ihn im Spiel betrogen und ihm ſeine Piſtolen
nehmen wollten, mit gerichtlicher Klage zu drohen und dem
Schultheißen, als er ſich hiedurch nicht ſchrecken ließ, den Hund,
den dieſer an ihn hetzte, niederzuſchießen. Aber nicht immer
liefen die Abenteuer ſo luftig ab. Oft verſiegten alle Erwerbs-
cuellen, oder er wurde von Diebshehlern, welchen er auf ſeinen
Irrfahrten um die gefangene Chriſtine ſeine Kramkiſte anver-
trauen mußte, um den Jnhalt derſelben beſtohlen. Jn ſolchen
Zeiten mußte er Hunger und Kummer leiden und, wie jeder,
der ſich dem Teufel ergibt, die Erfahrung machen, daß dieſer
ein Filz iſt, und daß man mit der Ebhrlichkeit auch im ſchlimm
ſten Fall ſo wert kommt als mit dem Gegenteil. Dann griff er
zu gefährlicheren Unternehmungen er ließ ſich von den Juden
banden im Gebiete des deutſchen Ordens anwerben oder ſam-
melte vorüberziehende Genoſſen zu Einbrüchen unter ſeiner
eigenen Hauptmannſchaft, welche aber nie länger dauerte als
das einzelne Unternehmen ſelbſt. Auf der Straße hat er nie
geraubt. Sein Geſchicktsſchreiber ſagt, er habe ſich gegen das
Ende ſeiner Laufbahn Grauſamkeiten aus Rachſucht erlaubt;
doch habe er auck in ſeinen ſchwerſten Verbrechen Spuren übrig-
gebliebener Menſchlichkeit, Mitleiden gegen Arme und Unter
drückte gezeigt, den Grundſatz, nie einen Dürftigen zu berauben,
durchgeführt. ſehr große Almoſen gegeben, und den Armen ge-
ſchenkt, was er den Reichen geſtohlen habe. Von wirklichen
Grauſamkeiten findet ſich aber nichts in den Akten, die ſehr
genau in ſeine Verbrechen eingehen. Wohl ſind Grauſamkeiten
von den Genoſſen ſeiner Taten angeführt, nicht aber von ihm.
Auch verdient hervorgehoben zu werden, daß Einbrüche, die
ſeine Genoſſen ohne ihn unternahmen, mehrmals von ſcheuß-
iichen Mordtaten begleitet waren, wogegen bei Ueberfällen, die
er leitete oder unterſtützte. nie ein Mord begangen worden iſt.
mit einer einzigen Ausnahme, an welcher er unſchuldig war,
welche aber ſeine Heimat noch einmal in Furcht und Schrecken
ſetzen ſollte.

Ein Jahr nach dem Tode des Fiſchers, um Oſtern, wagte er
ſich wieder in die Gegend von Ebersbach, ſchickte die ſchwarze
Chriſtine in die Sonne und trug ihr auf, ſeinem Vgker zu
ſagen, ſie habe einen Unbekannten guf der Straße getroffen der
ihn grüßen laſſe. Als er in den folgenden Tacen wieder mit
ihr zuſammentraf, erfuhr er von ihr, daß ſein Vater ſeine

Beilage zum Volksblatt. Halle (Saale), 22. März 1918.

r laſſen“, mit welchen Mitteln man die öffentliche
Neinung zu beeinfluſſen ſucht. Auch die Konſumenten wollen

die Preiſe nicht auf der iedenhöhe halten. Daß die Preiſe
di ums mehr längſt überſchritten haben, ſtehte

doch 57 Die Konſumenten wollen nur die Preiſe ſo halten,
daß für die große Maſſe der Verbraucher noch erfchwinglich
27 e demſelben Artikel wird gleichzeitig eine Erhöhung

er Gemüſepreiſe gefordertIn dem Sochenbericht der Preisberichtsſtelle des deutſchen

Landwirtſchaftsrats vom 26. Februar wird wieder der Nach
weis e erbringen verſucht, daß das Getreide in Deutſch
land billiger iſt als im Ausland und dazu bemerkt: „Angeſichts
dieſer Verhältniſſe wird es nicht mehr als recht und villig ſein,
auch der deutſchen Landwirtſchaft eine Preiserhöhung zu
bewilligen, ſo ſonſt die große Gefahr beſteht, daß der Getreide
bau noch mehr als bisher zugunſten anderer Kulturen zurück
ehen wird.“ Auf die Gründe, weshalb die Preiſe im Aus
and höher ſind, braucht nicht näher eingegangen zu werden.

Man ſollte endlich einmal von landwirtſchaftlicher Seite die
Drohungen unterlaſſen, daß, falls eine Preiserhöhung für
dieſes oder jenes Produkt nicht ſtattfindet, der Anbau zurück
geht. Es könnte ja eines Tages dahin kommen, daß überhaupt
nichts mehr angebaut wird. Die Sache liegt doch ſo: Einmal
beſteht die Gefahr, daß der Getreideanbau zurückgeht. Wird
der Getreidepreis erhöht dann beſteht die Gefahr, daß der
Kartoffelanbau r J wird der Preis für Kartoffeln er
höht, dann beſteht die Gefahr, daß der Futteranbau zurückgeht;
wird der Viehpreis erhöht, beſteht die Gefahr, daß das Getreide
verfüttert wird; und wird der Getreidepreis wieder erhöht, um
die Verfütterung zu vermeiden, dann heſteht die Gefahr, daß
unſer Viehbeſtand zurückgeht. Wann in aller Welt kommen
wir endlich aus dieſen Gefahren heraus? Jm vorigen Jahre
hat das Kriegsernährungsamt eine Preisrelation vor-
genommen. Es hat die Preiſe der verſchiedenen Produkte in
Einklang miteinander zu bringen verſucht. Dieſes Vorgehen
wurde allſeitig begrüßt. Aber jetzt ſcheint man an dem er-
richteten Bau wieder einen Stein nach den andern heraus-
brechen zu wollen, um über kurz oder lang das zuſammen-
gebrochene Gebäude wieder neu aufrichten zu müſſen, das heißt,
wieder ein neues Preisverhältnis zu ſchaffen. Natürlich wollen
die Landwirte dann ein Preisverhältnis nach ihrem
Wunſche. Der r für Konſumentenintereſſen
weiſt nicht mit Unrecht auf dieſe Zuſammenhänge hin und ver-
langt, daß dem Treiben der Landwirte endlich Einhalt geboten

Ums tägliche Brot.
Die Begünſtigung des Landes.

Es kann wohl niemand ernſthaft auf den Gedanken kommen,
die Landwirte hätten ſich in der Ernährung auch nur annähernd
die gleiche e aufzuerlegen notwendig gehabt wie
die ſtädtiſche Verölkerung und vor allem weite Kreiſe der Ar
beiterſchaft. Der beſte Beweis dafür, daß es den Landwirten
im allgemeinen nicht an Nahrungsmitteln mangelt, iſt die all.
vekannte Tatſache, daß im Schleichhandel immer noch ſehr
große Mengen von Erzeugniſſe der Landwirtſchaft vertricben
werden. Wäre bei den Land en ein fühlbarer Mangel an
Nährftoffen vorhanden, dann w. den ſie doch dem Schleichhandel
nicht die großen Mengen zufuhren, ſondern ſich daraus ſelbſt
erſt genügend befriedigen. Mindeſtens das, was der Schleich
handel ergattern kann, ſtellt einen Ueberfluß aus land wirtſchaft
n Kreiſen dar. Das muß und kann als unbeſtreitbar
gelten.

Die Landwirte erheben aber auch den Anſstzruch auf eine er
hebliche Vergünſtigung gegenitber der ſtädtiſchen Bevölkerung.
Die Nachrichtenſtelle der Landwirtſchaftskammer der Provinz
Brandenburg wendet ſich in der Deutſchen Tageszeitung gegen
die Herabſetzung der „Selbſtverſorgerration“. Und mit welcher
Vegründung? Die Ernährung der Landwirte müſſe nicht nur
den Bedürfniſſen der gegenwärtigen Kriegsgefahr genügen, ſon
dern auch denen der zukünftigen Geſchlechter. Die Zukunft be-
ruhe auf einem geſunden und tüchtigen Bauernſtand, des
kräftigſten Teiles der Bevölkerung. Danach müßten ſich die
Maßnahmen der Ernährungswirtſcheft richten. Eine nicht
ausreichende Ernährung der Landwirte für die Zukunft ſei
gefährlicher als eine zu knappe Ernährung der großſtädtiſchen
und Jnduſtriebevölkerung in der Gegenwart. Andernfalls ver-
Meße man fich an der „Stammestüchtigkeit der deutſchen
Raſſe'.

Das iſt eine Auffaſſung, und offenbart eine Anſchauung, die
das ſchaffende Volk in den Städten mit ungeheuren Befeemden
vernehmen wird.

Kinder zu ſich genommen habe. Inzwiſchen aber hatte er ſich
ſelbſt in Ebersbach zu Gaſte geladen und hierdurch den Tod eines
Menſchen veranlaßt, dem er nichts weniger als übel wollte. Jn
der Gegend umherſchweifend, war er am Rechberg hinter einer
Secke hervor, unvermutet von einem Kameraden dem ſoge-
nannten Jägerkaſperle, angeſchrien worden. der ihm klagte, er
habe keinen Kreuzer hinter ſich und vor ſich, und ihn fragte, ob
er keine Gelegenheit wiſſe. Da fiel ihm ſein Vormund ein, mit
dem er noch ein Hühn-hen zu pflücken batte. Schon die nächſte
Nacht fand die beiden Spicßgeſellen in deſſen Laden. Während
aber Schwan die erſte Beute in einem benachbarten Gäßchen
abſetzte, kam der Flegfenſchütz zu feinem Unſtern des Weges
daher Er hatte mit einem Bekannten bis über Mitternacht m
Branntweinhauſe gezecht, ſah den Laden offen und taumelte
hinein, um zu ſehen, was es gebe. Der Räuber ſchrie ihn an
er ſolle ſich vaken. Da aber der Schütz ihn anſtarrte und noch
näher auf ihn zuging, ſo gab der Räuber, der ſeinen Stock für
eine Flinte hielt, ohne weiteres Feuer und ſprang ſeinem Ge-
noſſen zu Ein Nachbar, der von dem Schuß erwachte, ſah zum
Fenſter beraus und rief, da er femand im Gäßchen erblickte:
„Was iſt das für ein Schuß? hat man nach des Sonnenwirts
Frieder geſchoſen?“ „Ja, ja!“ antwortete dieſer und machte
ſich mit dem andern davon. Daß der Getroffene der Schütz wax,
und daß die Kugel ihm das Leben gekoſtet, erfuhr er erſt ſpäter,
und vrügelte ſeinen ungeſchickten Kameraden dafür und für
einen Einbruch bei einem Kaufmann in Winnenden, den er als
einen ehrlichen Mann nicht beſtohlen wiſſen wollte. tüchtig durch.
Dieſer, der die Schläge als verdient anerkannte, ließ den Ver
druß darüber an einem Dritten aus, der ihn zu dem Einbruch
in Winnenden verleitet hatte, und hieraus entftand eine Feind-
ſchaft, welche ſo tödlich wurde. daß man einander mit Schüſſen
zu Leibe ging, und daß der Verführer des kleinen Kaſpers, als
geſchworener Gegner des „Sonnenwirts“, von den rheiniſchen
Gaunern den Namen „Konterwirt“ erhielt. Der Tod des
Schirtzen aber wurde in Ebersbach als eine nene Mencheltat der
ſchädlichen böſen Wurzel angeſehen, und der Vogt ließ Sturm
ſchlagen und alle Bſirger unter das Gewehr rufen, als ob eine
ganze Armee von Gaunern im Anmarſch wäre. Der Kirchen
konvent von Ebersbach, unter dem Vorſitze des Pfarrers und
Amtmanns, beſchloß. den füngſten Kinde des verunglückten
Schſißen eine fleine Unterſtützung auszuſesen und zugunſten der
übrigen Hinterbliebenen desſelben ein untertäniges Memorial
bei der Herrſchaft ein zureichen, ſtrafte aber zugleich den Zech-
bruder des Erſchokenen um ein Vfund Heller, weil er demſelben
beim Skaps Seſe ſchaft geleiſtet und dadurch mittelbar Ge
legenheit zu dem Neberfall gegeben habe. (Fortſ. folgt.
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Halle und Saalkreis.
Halle, den 22. März 1918.

Errichtung eines ſtädtiſchen Wohnungs
amtes.

Große Wohnnngsnot nach dem Kriege!
t

Der Magiſtrat der Stadt Halle hat einen umfangreichen
zur Errichtung eines ſtädtiſchen Woh

nung samtes amsgearbeftet. Dieſer Entwurf, mit dem ſich
der Haushaltsausſchuß in ſeiner geſtrigen Sitzung be
foßt hat, wird der für nächſten Montag einberufenen Stadt
verordnetenſit ung zur Beſchlußfaffung vorgelegt wer
den, und ſeine Annahme darf wohl als ſicher gelten.

Die ſtaatliche und gemeindliche Organiſation des Wohnungs-
weſens und die Milderung und Beſeitigung der durch den
Krieg hervorgerufenen und jetzt ſchon zu einem ſchlimmen
öffentlichen NVotſtand geſteigerten Wohnungsnot iſt zu einer un
abweisbaren und zwingenden Notwendigkeit geworden. Wäh-
rend des Krieges hat der Wohnungsbau ſo gut wie vollſtändig
gernht. Jufolgedeſſen iſt in allen Städten die Zahl der leer-
hin Wohnungen beſtändig zurückgegangen, und in den
Städten und Orten, denen die Kriegsinduſtrie einen Maſſen-
zuzug von Arbeitskräften gebracht hat, herrſcht ſchon ſeit Jah-
ren ein förmliches Wohnungselend, das wie ein Krebsſchaden
am Volkskörper frißt und unleugbar große ſaziale und ſittliche
Gefahren in fich birgt. Sind doch geſunde, luftige und geräu-
mige Wohnungen nicht nur der beſte Schutz gegen die Nieder-
daltung und Ausbreitung volksverſenchender Krankheiten, ſon
dern auch eine der weſentlichen Vorbedingungen für eine ge
ſunde Sittlichkeit des Volkes. Jn engen, dumpfen, feuchten
Wohnungen, in denen die Armut oft kinderreiche Familien zu-
ſammendrängt und wo ſich die nokwendige Trennung der Ge-
ſchlechter aus Mangel an Raum und an Schlafgelegenheiten
vielfach nicht durchführen läßt, da können naturgemäß weder
die körperliche Geſundheit, noch auch ein reines ſittliches Emp-
finden gedeihen. Die Berichte der Wohnungsinſpektoren haben
uns ſchon in Friedenszeiten wahrhaft grauſige Bilder über die
traurigen Wohnungszuſtände in den Großſtädten enthüllt.
Eine gründliche Reform dieſer Zuſtände iſt weder vom Staate
noch auch don den Stadt und Gemeindeverwaltungen mit
dem nötigen Nachdruck angeſtrebt und eingeleitet worden. Die
Städte und Gemeinden hätten den Kleinwohnungsbau
viel tatkräftiger fördern müſſen, als das bislang geſchehen iſt.
Die ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten und Ge-
meindevertreter haben unentwegt gefordert, daß die Städte den
Wohnungsbau in eigener Regie betreiben ſollen, aber immer
ſtanden und ſtehen noch die Hausbeſitzerintereſſen
der Durchführung dieſer ſelbſtverſtändlichen Forderung ent-
gegen!

Dabei forderte der Mangel an Kleinwohnungen doch ſchon in
der Friedenszeit geradezu gebieteriſch eine energiſche Abhilfe
durch die Stadtverwaltungen. Man beſchränkte ſich jedoch
meiſt auf die bloße Unterftützung von Baugenoſſenſchaften,
deren Tätigkeit und Mittel natürlich bei weitem nicht aus-
reichten, um den Bedarf an Kleinwohnungen auch nur einiger-
maßen zu deden. Nun drängt das in der Kriegszeit unheim-
lich gewachſene Wohnungselend dazu, fich ernſthafter als bisher
mit dem Wohnnungsweſen zu beſchäftigen. Das vorhandene
Wohnungsangebot und die Wohnungsnachfrage geraten in ein
immer ärgeres Mißverhäktnis zueinander; das Wohnungelend
wird ſich aber in feiner ganzen Größe erſt fühlbar machen,
wenn nach Beendigung des Krieges für die zahlreichen kriegs
getrauten Paare Wohnungen beſchafft werden ſollen. Gegen
dieſen unansbleibkichen Notſtand rechtzeitig Vorkehrungen zu
reffen und ihn nach Kräften zu mildern und abzuwehren ſuchen,
das wird ſo für jede einſichtige Stadtöerwaltung zu einer un
bedingten und unerläßlichen ſozialen und ethiſchen Pflicht!

7

Auch in der gedlanten Errichtung eines ſtädtiſchen
Wohnungsamtes in Halle darf man ein Bekenntnis
dieſer Pflicht ſehen. Fraglich bleibt indes, ob ſich mit den

einzelnen in dem Entwurfe des Magiſtrats vorgeſchlagenen
Maßnahmen allein die Wohnungsnot wirkſam bekämpfen läßt.
Bei dem Umfange den ſie angenommen hat und der immer
bedrohlicher wird, läßt ſich mit halben Mitteln wirklich nichts
mehr erreichen. Der Magiſtrat bleibt aber mit ſeiner Vorlage
uf halbhem Wege ſtehen, wenn er in ſein Wohnungsreform-

Programm nicht auch noch den Kleinwohnungsbau in
ſtädtiſcher egie aufnimmt. Wohnungsſtatiſtiken Woh-
ungs Wohnungsmeldungen. Wohnungsnachweis uſw.

werden doch immer nur unzulängliche Mittel zur Linderung
der Wohnungsnot bleiben. Wirkſam und mit Erfolg kann der
Wohnungsmangel nur bekämpft werden durch den Bau von
HKleinwohnungen. Und hier ſollte ſich die Stadt nicht
hloß auf die Unterſtützung und Förderung von Bau-
enoſſen ſchaften beſchränken, ſondern ſie ſollte den Bau von
Kleinwohnungen ſelbſt in die Hand nehmen!
Doch davon iſt in der Magiſtratsvorlage mit keinem Worte die
Rede, und ſo wird es Aufgabe der Stadtverordneten
ſein, den Entwurf nach dieſer und anderer Richtung hin noch
zu erweitern und zu ergänzen.

0

Der Aufgabenkreis des Wohnungsamtes
wird in der Magiftratsvorlage wie folgt gezogen: S t. Die
Stadtgemeinde errichtet am 1. April 1918 ein ſtädtiſches Woh-
nungsamt. Sein Aufgabenkreis umfaßt alle Angelegenheiten,
welche das Wohnungsweſen der Stadt betreffen, insbeſondere
die Wohnnngsaufſicht und Wohnungspflege bisher Wohnungs-
uſpektion), das Wohnungsmeldeweſen und den Wohnungs-

nachweis, die Wohnungsſtatiſtik, die Wohnungsfürſorge, die
Förderung des Wohnungsbaues und des Siedlungsweſens, be
ſonders die Fürſorge für die Bereitſtellung von Wohnungen
für Minderbemittelte und kinderreiche Familien.

II. Wohnungsdepntation. S 2. Das Wohnungsamt wird
unker der Aufficht des Magiſtrats von der Wohnungsdeputation
gemäß Fr 50 der Städteordnung vom 30. Mai 1853 verwaltet.
Sie beſteht aus 21 Mitgliedern, und zwar drei Magiſtratsmit-
giedern. dem Stadtarzi, dem Kreisarzt des Stadtkreiſes, den
Vauinſpektoren der Baupolizei, elf Bürgern, von denen min-
deſtens fünf S rdnete, zwei Bauſachverſtändige und
vier Hausbeſiser ſein müſſen zwei Frauen und
dem Direktor des Wohmningsamts. Die Bürger, welche nicht
t rdnete find, und die Frauen werden auf drei Jahre
gewählt.

S 3. Die Deputation wird von dem Vorſitzenden nach Bedarf
einberufen und iſt kbeſchlußfähig, wenn der Vorſitzende ſowie
mindeſtens ſechs Mitglieder anwefend ſind.

s 4. Der Wohnungsdepntation iſt r Bericht über
die Wohnungsbeſichtiqungen, die dabei angeordneten Maßnah-
men und ihren Erfolg zu erſtatten. Sie beſchließt über Fragen
allgemeiner und grundſätzlicher Natur ſowie über wichtige
Einzelfragen. Bei der Ansübung der Wohnungsaufſicht liegtihr die Beſchlußfaſſung insbeſondere über folgende Angelegen-

heiten ob: 1. ob vorhandene Mängel beſtehen bleiben können,
2. in welcher Weiſe umfangreiche oder koſtſpielige Aenderungen
zur Beſeitigung von Mißftänden aufzuerlegen ſind, 3. ob zur
Beſeitigung von Mängeln eine längere Frift als drei Monate
gewährt werden ſoll, 4. ob ein polizeiliches Zwangsverfahrrn,
ſofern es für die Beteiligten einſchneidende Folgen nach ſich
zieht, zu erwirken iſt, 5. in der Regel, ob eine Wohnung geräumt
und im Falle des Widerftandes polizeilich geſchloſſen werden
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mu J mr kann jeder zeit in ihrer Ee-rch e ne Mitglieder ungsgen ereknen und zu en ſie dauernde

7 ſionen bilden.
Wohnun cht. S 5. Die n iſt eineſtädtiſche Sie gng und Steht Maß

n J e ä oderſ Angeſtellte der Stadt. Dieſe haben folg l 1. Die Wohnun bzw.Wohnungsaufſeher haben die Beſ und Benxntzung
der Wohnungen nach Maßgabe der jeweilig beſtehenden geſetz
lichen und Verwaltungsvorſchriften, insbeſondere der Woh
r vom 29. Oktober 1910 zu überwachen und dabei
ihr Augenmerk auch auf hogieniſche und ſittliche Mißſtände im
Wohnungsweſen zu e 2. ihrer Beaufſichtigung unter
liegn die Wohn, Schlaf- ud Küchenränme mit den dazu ge-
hörigen Waſchküchen, Kellern, Aborten, ſonſtigen Nebenräumen
und Zugängen. Sie haben darauf i ſehen, ob infolge von
Ueberfüllung von Wohnungen geſundheitliche Gefahren vor
liegen; 3. ſie haben Beſchwerden der Hausbeſitzer, Mieter undAftermieter über Mängel bzw. Mißftände in der Beſchaffenheit
der Wohnungen, über mordenktliches, die Benutzung der Woh-
nungen ſchädigendes Verhalten der Mieter und Untermieter
entgegen zunehmen und durck örtliche Beſichtigungen Klagen
auf ihre Begründung zu vrüfen; 4. au lichſt baldige
und gründliche Beſeitigung der bei den Beſichtigungen oder in
folge von Beſchwerden feſt geſtellten Mängel und Mißſtände
an den Wohnungen und ihrer Benutzungsweiſe haben ſie durch
Erörterung mit den Beteiligten, Belehrung, Mabnung und
Warnung an Ort und Stelle hinzuwirken. Zureden und zweck-
mäßige Ratſchläge ſollen in erſter Linie die Beteiligten zur
Ausführung des ſewefls zur Behebung der Uebelſtände Erfor-
derlichen geneigt machen.

S 6. Mit den ſtädtiſchen und privaten Veranſtaltungen und
Einrichtungen, die mittelbar und unmittelbar eine Fürſorge
tätigkeit ausüben (Armenverwaltung, Säuglingsfürſorge
Jugendamt, Lungenkrankenfürſorge uſw.) haben die Organe
der Wohnnungsanfſicht dauernd Fühlung zu nehmen. Die Ge
ſchäfte werden auf Grund der vom Magiſtrat zu erlaſſenden
Dienſtanweiſung geführt.

IV. Wohnungsmeldungen und Wohßnungsnachweis. S T.
Die Stadtgemeinde unterhält einen Wohnungsnachweis, der
die Vermietnng von Wohnungen, Geſchäftsräumen, einzelnen
Zimmern uſw. vermittelt. Die Wohnnungsvermittlung ge
ſchieht unentgeltlich. Zur Durchführung der Wohnungsnach
weiſes dienen die von den Harseigentimern, ihren Vertretern
oder ſonſtigen Vermietern über das Freiwerden ſowohl wie über
die Vermietung oder ſonſtige Jngebrauchnahme von Woh-
nungen, Geſchäfts- und Cinzelräumen uſw. zu erſtattenden
Meldungen. Dieſe ſind durch Polizeiverordnung vorgeſchrieben.

V. Wohnnungsſtatiſtik. S 8. Die Ergebniſſe der Wohnnngs-
aufſicht und des Meldeweſens, die Tätigkeit des Wohnungs-
nachweiſes ſowie alles ſonſtige, das Wohnungsweſen der Stadt
betreffende Material ſind in einer eingehenden Statiſtik vom
Wohnungsamt zu verwerten. Nähere Anweiſungen hierzu ſo
wie über die Abgrenzung der vom Wohnungsamt oder dem
Stariſtiſchen Amt zu erledigenden Aufgaben erläßt der Magi-
ſtrat.

VI. Wohnungsfürſorge. s 9. Das Wohnungsam bereitet
alle Maßnahmen vor, welche die Wobnungsfürſorge, die
Seſſerung der Wohnungsverhältniſſe, dieFörderung des Banes von Wohnungen, ins-
beſondere die Bereitſtellung von Wohnungen
für die minderbemittelte Bevölkerung zum
Gegenſtande haben. Jhm obliegt auch die Förderung und
Pflege des Siedlungsweſens. Dem Magiſtrat ſind die ent-
ſprechenden Vorſchläge zu unterbreiten.“

Die Beſchlagnahme der Männer-Oberkleidung
bei der bürgerlichen Bevölkerung war in den letzten Wochen
Gegenſtand der Erörterung in der Tagespreſſe. Die Reichs
bekleidungsſtelle hat daranfhin eine Erklärung an die Zei-
tungen gelangen laſſen, die viel und gar nichts beſagt: Eine
r ſei nicht gevlant, ſondern es handle ſich nur
um eine ganiſierung der freiwilligen Abgabe getrageneren für die die Wtieferer einen angemeſſenen Preis er-
halten ſollen. Daß die Kleidernot der bürgerlichen Bevölke-
rung ſehr groß iſt, darauf hat der Kriegsausſchuß für Konſu-
mentenintereſſen noch vor nicht langer Zeit hingewieſen. Dieſe
Not rechtfertigt natürlich auch außerordentliche Maßnahmen,
aber es muß doch ſtark bezweifelt werden, daß die Beſchlag
nahme, ob man ſie nun beim rechten Namen oder verblümt
„Organiſierung der freiwilligen be“ nennt, zum Erfolge
führen kann. ſoll nicht geleugnet werden, daß ein Teil der
reichen Mitbürger noch gut und ſogar über den eigentlichen
Bedarf hinaus mit Kleidung verſehen ift, und fch auch weiter
damit verſorgen kann, da dieſe Kreiſe ohne Bedenken die jetzt
geforderten Preiſe von 500 Mark und mehr für einen Anzug
anlegen können. Aber ein ſehr großer, ja der überwiegende
Teil der männlichen Bevölkerung hat ſchon ſeit Jahren auf
Neuanſchaffungen verzichten müſſen, weil die er des
Nahrungsbedürfniſſes das ganze Einkommen in Anſpruch
nahm. Das gilt neben den Arbeitern vor allen Dingen auch
von den öffentlichen und Privatbeamten. Selbſt wenn noch
drei Anzüge vorhanden ſein ſollten, ſo ſind dieſe ganz gewiß
nicht mehr beſonders lebensfähig und der nach Meinung der
Reichsbekleidungsſtelle vielleicht überflüſſige dritte Anzug dient
nur dazu, die ensdauer der beiden anderen ein wenig zu
verlängern, da durch abwechſelndes Tragen von drei Anzügen
jeder einzelne naturgemäß weniger abgenutzt wird als ber dem
Vorhandenſein von nur zwei Anzügen dieſe beiden. Als „an
gemeſſen“ betrachtet die Reichsbekleidungsſtehe nach ihren
Richtſätzen für getragene Kleidung 40--70 Mark für einen
gut erhaltenen Anzug. Die Ablieferer werden aber in den
wenigſten Fällen einen guten Anzug abliefern, ſondern aus
ſehr begreiflichen Gründen aus ihrem Kleiderſchrank den für
ſie entbehrlichſten, d. h den ſchlechteſten, heransſuchen. Wir
ſehen hier ganz davon ab, ob durch „organiſierte frei-willige Ablieferung' zuſammengebrachten ängn e noch als
Arbeitsanzüge dienen können und der Wiederberſtellung über-
haupt wert ſind. Wir haben aber alle Urſache zu bezweifeln,
daß der Erfolg überhaupt in irgend einem vernünftigen Ver-
hältnis zu der aufgewendeten Organiſationsarbeit ſtehen wird.
Wir ſind vielmehr der Anſicht, daß die Fortnahme der b
lich überflüſſigen Anzüge dazu führen wird, daß ſehr zahlreiche
Familien Nenanſchaffungen vornehmen müſſen d. h. ſie werden
rielleicht das Zehnfache der „angemeſſenen“ Entſchädigung
aufwenden müſſen, um das durch die Maßnahme der Reichs
bekleidungsſtelle geriſſene Loch zu ſtopfen. Wir ſind überdies
der Meinung, daß die Veſchlagnahme ſo lange unterbleiben
muß, als noch genügend Ware im Handel vorhanden iſt. Daf
das der Fall iſt, beweiſen die Auslagen der großen Geſchäfte
Man ſorge für eine Beſchlagnahme der neuen Kleidung und
für ihre gerechte Verteilung zu erſchwinglichen Preiſen. Erſt
wenn dieſes Mittel verſagt, kann an den Griff in die Veſtände
der Privatlente gedacht werden. Die Uebernahme der Beſtände
darf allerdings nicht zu ſo hohen Preiſen erfolgen, wie
ſie bis jetzt die Reichsbekleidungsſtelle zu bewilligen für
gut erachtet Es darf nicht das Jntereſſe des Han-
dels ausſchlaggebend ſein, ſondern, entſprechend der Auf-
gabe der Feichsbekleidungsſtelle, die bürgerliche Bevölkerung
mit Kleidung zu verſehen, das der Verbraucher Das iſt leider
nicht immer genügend berchtet worden, ſonſt wären ſo manche
Unbegreiflichkeiten vermieden, wie z. B die erſt vor kurzem
aufgedobene Bezugsſchernfreiheit der Luxusware. Es liegt auch
nicht im Jntereſſe dar Verbraucher, daß die Stoffmaße für die
„Reichsbekleidung“ ſo reichlich demeſſen werden, daß die mit der
Herſtellung beguftragten Unterzehmer eine nicht unerhehliche

übrig behalten wahrſcheinlich liegt hier eine der UÜr-
ſachen fur die immer noch erhältlichen „bezugſcheinfreien“
Menge

Akeider und Stoffe Es liegt auch durchaus nicht im Jnter
eſſe der Verbraucher, daß ich noch weiße Schürgen aus

hergeſtellt werden. i der allgemeinen Seifennot ſin
Schürgen ein e entbehrlicher Luxusartikel und die

endung von Sto für kann nur als ſinnloſe Verſchwen,du begeichnet werden. Es wäre viel Lei
gr Mengen bereitzuſteſlen.

e ff ma auf eine Aenderung der Grundfätze beiet eidungsſtelle ſind nach den bisherigen Erfa
rungen freilich nicht groß

Ein Dokument aus „großer Zeit“.
Der Magiſtrat ſieht ſich veranlaßt, die folgende War

nung zu erlaſſen:
Jn letzter Zeit mehren ſich die Fälle, in denen Käufer

bon und anderen Bedarfsgegenſtänden, um
eine Beborzugung gegenüber anderen Käufern zu erreichen,
den in den Geſchäften zum Verkaufe Angeſtellten Geſchenke
machen, die bald in Blumen, Büchern, Theaterkarten, bald in
Geld, ja ſelbſt in Kleidungsſtücken beſtehen. Anderſeits wird
in einzelnen Geſchäften Ware nur oder auch vorzugsweiſe an
Käufer vom Lande abgegeben, welche den Verkänfern neben
dem Kanufpreis Lebensmittel gewähren oder ſich verpflichten,
an Stelle eines Teiles des Kaufpreiſes Lebensmittel zu liefern.
Da dies dahin geführt hat, daß in manchen Geſchäften nur
mehr ſolche Perſonen Ware erhalten, die den erwähnten Weg
einſchlagen, ſo wird daher darauf hingewieſen, daß ein
ſolches Treiben als „unlantere Machenſchaften“, durch
welche eine Steigernung des Preiſes der Waren herbeigeführt
wird, nach S 5 der Verordnung vom 283. März 10918
R. G. B. S. 183 mit Gefängnis bis zu einem Jahre
und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 Mark oder
einer dieſer Strafen geahndet wird. Der
Magiſtrat wird in jedem ſolchen Falle, der künftig zu ſeiner
Kenntnis gelangt, die ſtrafgerichtliche Verfolgung einleiten
und außerdem durch Veröffentlichung der Namen ſolcher Käu-
fer und Verkäufer, deren ſchamloſes Treiben an den Pranger
ſtellen.

e in

Neue Bekanntmachungen.
Eier werden am Sonnabend in der Talamtſchule auf die

Nummern bis 70 000 abgegeben.
Seefiſche ſind am Sonnabend in den Fiſchgeſchäften auf die

Nummern 38 501 bis 45 500 zu haben.
Sirup gibt es 14 Pfund.
Rene Milchkarten werden von Montag ab in den Marken

e usgabeſtellen und im Stadternährungsamte ausgegeben.

Eine gemeinnützige Bangenoſſenſchaft zur Erbauung einer
Kleinwohnungsſiedelung iſt am Mittwoch unter dem Namen
Bauverein Gartenſtadt Genoſſenſchaft m. b. H.
in einer im Hotel Stadt Hamburg abgehaltenen Verſammlung
gegründet worden. Mit dieſer Gründung ſind die Beſtrebungen
der Ortsgruppe Halle der Dentſchen Gartenſtadtgeſellſchaft,
deren Anfänge bis in das Jahr 1911 zurückreichen, zu einem
vorläufigen Abſchluß gekommen. An die Spitze des in der
geſtrigen Verſammlung gewählten Aufſichtsrats iſt der Stadt
verordnetenvorſteher, Landtagsabgeordneter darin Juſtiz-
rat Dr. Keil getreten. Der neu gegründete Bauverein hat ſich
die Aufgabe geſtellt, zur Linderung der nach dem Kriege zu er
wartenden Wohnungsnot im Süden der Stadt auf einem un-
weit der Merſeburger Straße gelegenen Gelände Wohnungen
für Minderbemittelte in gartenſtadtmäßiger Bauweiſe zu er
richten. Die Vorarbeiten werden ſofort in Angriff genoimen.
An die Erbauung der Häuſer wird, ſobald hierfür die Genehmi
gung des Kriegsamts zu erlnngen iſt, vorausſichtlich noch indieſem Jahre herangetreten werden. Ueber die Einzel-
heiten der geplanten Unternehmung wurde ſchon früher be-
richtet. Es ſei wiederholt, daß es ſich um Kleinwohnungen
handelt von drei bis fünf Zimmern, die vorzugsweiſe in Ein-
familienhäuſern untergebracht werden und nach Möglichkeit je
Wohnung Hausgarten und Kleintierſtallung erhalten ſollen
bei einer Miethöhe von etwa 350 bis 700 Mk. fe Wohnung
Die Geſchäftsſtelle des Vereins, an die Anmeldungen und Bei
trittserklärungen zu richten ſind, wird in Bälde bekanntgegeben
Vorläufige Anmeldungen nehmen entgegen Juſtizrat Dr.F. de en 12, und Regierungsbaumeiſter a. D. J. Kall
meyer, Magdeburger Straße 49, III.

Beſchränkung des Frachtſtückgutverkehrs. Heute und mor-
gen, Sonnabend, wird die Annahme ſämitlicher Frachtſtüg-
güter zur Gewinnung von Wagen für Lebens-, Futter- und
Düngemittel geſperrt. Eilige Lebensmittelſendungen dür
fen als Eilſtückgut angenommen werden. Erteilte Sonder-Ge-
nehmigungen ſind für die bezeichneten zwei Tage ungültig.

Tagesordnung für die Sitzung der Stadtverordneten am
Montag, dem 25. März 1918, nachmittags 4 Uhr. Oeffent
liche Sitzung. Errichtung eines Wohnungsamt s. Landerwerb an der Merſeburger Straße. Erſatz für
Unwetterſchaden. Nachbewilligung für die Schloſſerſtraßen
Schule. Wahl von Mitgliedern in die Kriegshilfskaſſen-Depu
tation. Hausbaltsplan für 1918. Waſſerwerk. Grube Kar!
Ernſt. Rechnungsergebniſſe. Grundeigentum. Berechtigungen.
Gewinnbringende Unternehmungen. HKapital- und Schulden
verwaltung. Allgemeine Verwaltung. Polizei- Verwaltung
Staats u. Provinzial-Angelegenheiten. HKirchenweſen. Höhere
Schulen. Frauenſchule. Mittel- und Volksſchulen. Fach-
ſchulen. Stadttheater. Muſeum. Zoologiſcher Garten.
Armenweſen. Feuerwehr. Bauweſen. Stadtentwäſſerung.
Nichtöffentliche Sitzung. Schiedsmannwahl. Be
willigung eines Zuſchuſſes zur Kriegshinterbliebenen-Fürſorge.
Anſtellung eines Beamten.

Der Allgemeine Deutſche Sprachverein, Zweigverein Halle.
hielt am 18. d. M. ſeine Jahresverſammlung ab. Der
Vorſitzende, Proſ. Dr. Bremer, erſtattete den Jahresbericht,
dem zu entnehmen iſt, daß die Mitgliederzahl auf über 52
geſtiegen iſt. Vortragsabende wurden 6 geboten, die alle gutßeſug waren. Der Kaſſenbericht weiſt eine Einnahme
von 4275 Mk., eine Ausgabe von 2505 Mk. auf. Der Vorſtand
wurde wiedergewählt, Mittelſchullehrer Simon neu hinzu
gewählt.

Ein Händelverein iſt am Montag in der Stadt Hamburg
gegründet worden. Sein Zweck und Ziel iſt ausſchließlich die
Pflege der klaſſiſchen und vorklaſſiſchen Jnſtrumental- und
Sologeſangsmufik, beſonders der Händelſchen. Der Händel
verein wird zu dieſem Zweck jährlich drei Konzerte ver
anſtalten: ein Kirchenkonzert, ein Orcheſterkonzert und einen
Kammer oder Hausmufikabend mit einheitlichen, ſtilvollen
Programmen und unter Mitwirkung hervorragender Soliſten.
Die mufikaliſche Leitung hat der Univerſitätsmuſikdirektor
Prof. A. Rahlwes.

Stadttheater. Heute, Freitag. geht das Schauſpiel David
von Sebrecht in Szene. 5Sonnabend wirb Alt-Heidelberg ge-
geben. Sonntag, nachm. 3 Uhr, Volksvorſtellung Ein Volks-
feind. Sonntag abend gelangt die Oper Gunlöd von Cornelius
in der Bearbeitung Prof. von Baußnern zur Erſtaufführung.
Das Werk iſt von Leevold Sachſe in Szene geſetzt, während
Oskar Braun die muſikaliſche Einſtundierung übernommen hat.
Die Titelpartie iſt Meta Touchy übertragen. Die Hela ſingt
Henriette Böhmer, Odin: Karl Strätz, Suttung: Emil Fiſcher.
Am Montag wird Das Dreimäderlhaus wiederholt.

Jm Volkspark
ſängerin Anni Kühn s
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reichhaltige und gewählte V
einige gennßreiche Stunden
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üblichen kleine eiſen. Vielen Unfragen zufolge, teilt diea on noch auch nachmittags alle numeriert

Trichinenfund. Bei einem von auswärts eingeführten
Stück e fand die Trichinenbeſchauerin Frl. Anna

mmler, Straße 2, Tri i Anwr Das Fleiſch wurde auf dem h h
Beim Stehlen erwiſcht. Ein 17jähriger Arbeiter, der in

der Dölauer Straße in eine unbeaufſichtigte Wohnung ein-
gedrungen war und dort ſämtliche Behälter durchſucht und ſich
Häſcheſtücke angeeignet hatte, wurde von einem anderen Haus
bewohner feſtgenommen und der Polizei übergeben.

Flüchtiger Dieb. Am 21. d. M. ſind zwei polniſche Arbeiter
auf einem Rittergut bei Wei ß e mit l s von ihrem Mitarbeiter
Wladislaus Szimanfki um k. und zwei Anzüge, davoneiner ſchwarz, der andere aus blauer Samthoſe (Moancheſter)

und ſchwarzem Jackett beſtehend, beſtohlen worden. Der Be
ſchuldigte, der flüchtig iſt, iſt 22 Jahre alt, groß, dunkelblond,
hartlos und hat am Kinn ein großes unverbundenes Geſchwür.
Er trägt vermuflich einen der geſtohlenen Anzüge. Mit-
teilungen, die zur Ermittlung des Beſchuldigten dienen könn-
ten, wollen an die Kriminalpolizei (Zimmer 36) gerichtet
werden.

Wörlitz. Die Gemeinderatswahl findet am Diens
tag, dem 26. März, abends 7 HUhr, in Elſtes Reſtaurant ſtatt.
Wir erſuchen die Wähler der 3. Abteilung, zahlreich und pünkt-
lich zu erſcheinen. Die zu wählenden Kandidaten werden noch
hekanntgegeben.

Radewell. Die Gemeinderatswahlen in der dritten
Wählerklaſſe ſind am Montag, dem 25. März, im Hoff-
mannſchen Gaſthof in Radewell abends von 6 bis 7 Uhr.
Kandidat der Sozialdemokratie iſt der bisherige ſozialdemo-
fratiſche Gemeinderatsverkreter Lagerhalter Otl o Taube.
Auf ihn müſſen alſo alle klaſſenbewußten Arbeiter ihre Stim-
men vereinigen!

Krieg und Wirtſchaft.
Erſticken im Golde.

Zu den Geſellſchaften, die von der Kriegskonjunktur beſonders
reichlich genoſſen und in eine hochgeſchwellte Geldflut hinein-
geſtellt worden ſind, gehört die Maſchinenbauanſtalt
und Eiſengießerei A.G. vorm. Flöther. Das
Unternehmen arbeitet mit 4 Millionen Mark Aktienkapital.
Sein Hauptarbeitsgebiet iſt die Herſtellung von landwirtſchaft-
lichen Maſchinen. Firr dieſe Erzeugniſſe bleiben die Ausſichten
auch nach dem Krieg ungemein günſtig, denn der Mangel an
Arbeitskräften bedingt die ſtärkere Verwendung von Maſchinen
in der Landwirtſchaft. An eine geregelte und ſtarke Zufuhr iſt
vorläufig nicht zu denken; anderſeits bringt die „Angliederung“
der ruſſiſchen Gebiete an Deutſchland der in ländiſchen Jnduſtrie
eine beträchtliche Erweiterung des Abſatzmarktes. So eröffnen
ſich glänzende Ausſſchten für die Aklionäre des Flöther-Unter-
nehmens, um ſo mehr noch, als es ſich auch finanziell auf eine
erhebliche geſchäftliche Ausdehnung eingerichtet hat. Aus den
Rieſengewinnen der letzten Jahre wurde ein tüchtiger Sparſtockangelegt. Der auf mindeſtens 1 Millionen Kart zu be
wertende Beſitzſtand des Unternehmens zu dem Grundſtücke

Gaſſen und Löwenberg gehören iſt bis auf
130 000 Mk. abgeſchrieben worden Die meiſten Konten ſtehen
nur noch mit 1 Mk. zu Buche Jm letzten Jahre find für Jn-

der Anfagen allein 114 412 Mk. verwendet worden.
Alſo bei ſo viel, wie der buchmäßige Wert aller Anlagen
und Grundſtücke der Geſellſchaft beträgt. Die Aktiven des
Unternehmens an Bankguthaben, Kaſſa, Wechſel, Effekten und
Warenforderungen ergeben rund 10 Millionen Mark, das 216
fache des Aktienkapilals. Daneben hat man noch, faſt unbe
laſtet, das geſamte Fabrikunternehmen. Trotz Vorwegnahme
erheblicher Abſchreibungen, deren ganze Höhe unbekannt iſt,
brachte das Nuternehmen für das letzte Jahr noch einen Rein
e von über cine Million Mark, beinahe 30 Prozent des

undkapitals, heraus. Hier hat man eine Offenbarung vom
Segen des Krieges.

12,30 Millionen Mark Aktienkapital 39,84 Mill.
Mark Reingewinn.

Gerade jetzt, wo die Affäre der Daimler-Werke unliebſames
Aufſehen erregt, wird der Abſchluß eines andern Unternehmens
bekannt, der ebenfalls aufreizende Gewinnziffern bekanntgibt.
Es handelt ſich um die Rheiniſchen Metallwerke
und Maſchinenfabrikin Düſſeldorf. Das Unter-
nehmen arbeitet mit 1230 Millionen Mark Aktienkapital. Damit
hat es in den letzten Jahren 39,834 Millionen Mark Reingewinw
herausgebracht; wohlgemerkt, Reingewinn, nach Abzug aller
Unkoſten ſowie der ſehr hoch bemeſſenen Abſchreibungen. Jn
drei Jahren iſt das nominelle Grundkapital mehr als drei-
mal als Reingewinn „erarbeitet“ worden. Für das letzte

mrEine Einführung in aſe Oper Gunſöd.

Jm Halliſchen Stadttheater wird am nächſten Sonntag
Peter Cornelius' Oper Gunlöd aufgeführt. Theater-
direktor Leopold Sachſe ſendet uns dazu die folgende Ein-

führung in das Werk:
Als Peter Cornelius im Jahre 1866 die Dichtung der Gunlod

begann, wollte er nach ſeinen früheren Werken, dem Barbier
von Vagdad und dem Cid einen deutſchen Stoff bearbei-
ten. Der Edda, die er in einem Brief an ſeine Braut als die
„göttliche, goldene Wiege unſerer Dichtung“ bezeichnet, hatte er
die Anregung zu danken. „Deutſch ſoll mein dritter Stoff ſein,“
ſo ſchreibt er weiter, „und was iſt deutſcher als dies!“
Der Gang der Handlung bei Cornelins iſt kurz folgender:
Gunlöd, die Tochter Hiddolfs und Ernas, in deren treuer
Hut das Kind aufwächſt, wird von dem Thurſen (Rieſen) Sut-
tung geraukt. Thre Eltern erliegen den mörderiſchen Strei-
chen Suttungs. Er birgt das Kind im Jnnern des Huit-
bergoes, wo ſie nichts mehr weiß von Himmel und Luft. Jn
Trauer verbringt ſie dort ihre Tage, bis Kwaſir, der wan-
dernde Wane (Wanen: nordiſches Göttergeſchlecht) zu Gaſt
kommt, der ihr von ihren Eltern berichtet, fie heilige Runen
lehrt und ihr von den Herrlichkeiten der Erde, von Walhall
und Odins Macht erzählt. Suttung, der Rieſe, ermordet
auch Kwafir. Sein Blut fängt er in goldener Schale auf und
miſcht es mit Honig. Aus dieſem „heiligen Met“, dem
Jaubertrunk, den Gunlöd hüten muß, will Suttung ſpäter ſich
und ſeinen Sippen die Weltherrſchaft gewinnen. Doch Kwaſir
bat ſterbend Gunlöd die „Runen des heiligen Mets“ zuge-
äliftert. Od in allein darf ſie die Schale reichen, deſſen Liebe
ſie belohnen wird. Der einzige Troſt Gunlöds nach der Er-
mordung Kwafſirs ſind die Berggeiſter, die aus der Gruft
Kwaſirs als Flämmchen aufſteigen und die Einſame umringen,
wenn Suttung auf Jagd zieht.

Odin, der Gott, hat die Verkleidung als Knecht gewählt,
um ſich unter dem Namen Bölwerk bei Suttung zu ver-
dingen. Gunlöd fühlt ſich von wachſender Liebe zu dem Knecht
Bölwerk erfaßt und erleidet den ſchwerſten Seelenkampf, da
ſie auf des ſterbenden Kwaſirs Geheiß ihre Liebe, ihre Seele
Odin wahren ſollte. Bölwerk (Odin) heiſcht für den Dienſt
eines Winters von Suttung den ausbedungenen Lohn, nämlich
einen Trunk von dem „teueren Met“. Suttung weiſt ihn hohn-

Jahr ift die Höhe der Wſechrekbungen nicht ang in den
beiden voraufgegangenen n machen die Abſchreibungen
rund 10 Millionen Mark aus, alſo annähernd das ganze
Aktienkapital. Sämtliche Anlagen bis auf die üGrundſtücke

find vollſtändig abgeſchrieben, ſie ſtehen nur noch mit 1 Mk.
zu

Auch die Nürnberger Metall- und Lackierwarenfabrik von
Gebr. Bing A-6G. kann mit einem für die Aktionäre er

l aufwarten. Das Grundkapital beträgt
20,05 Millionen Mark. Der inn für das letzte Jahr

4.41 Millionen Mark. Für Ermittlung dieſes Gewinnes
ſind 3,83 Millionen Mark für Abſchreibungen verwendet wor-
den. An Tantiemen werden über Million Mark verteilt,
die Aktionäre bekommen 29 Prozent Dividende.

Allerkei.
Der Luftverkehr nach dem Kriege.

Der Direktor des Oeſterreichiſchen Lloyd, Dr. v. Bardaſch
Wien, hielt in Berlin einen Vortrag über den Luftverkehr
nach dem Kriege, in dem er ausführte: Der Weltkrieg hat
die Flugzeuginduſtrie zu einem Höchſtmaß an Leiſtungsfähig-
keit angetrieben und überall tauchen Pläne auf, dieſes modernſte
und ſchnellfte Verkehrsmittel dem Frieden nutzbar zu machen.
In Ftalien beſtehen bereits einige Flugpoſt- Verbindungen.
England beſchäftigt ſich lebhaft mit dem Plan einer Luftver
bindung London Jndien, England Amerika, ſogar Eng
land Afrika Schweden und Spanien ſind ähnliche Be
ſtrebungen im ge; Frankreich unterhält einen Flugdienſt
nach Korſika. und in Amerika ſoll im Mai der Luftverkehr
zwiſchen Waſhington und Neuyork aufgenommen werden. Jn
Oeſterreich- Ungarn hat ſich bereits Anfang 1916 die Jlag
Internationale Luftverkehrs-Aktiengeſellſchaft), gebildet, die
alle Vorbereitungen für einen ausgedehnten Flugverkehr in der
Monarchie und nach dem Balkan trifft. Die Strecke Wien Kon-
ſtantinopel ſoll in zwölf Stunden zurückgelegt werden. An die
Hauptlinie Prag-- Wien Budapeſt--Belgrad--Sofia--Konſtan-
tinopel ſollen ſich Zweiglinien anſchließen. Die Behörden, be-
ſonders die Poſtverwaltung, bringen der Jlag das größte
Intereſſe entgegen es ſei zu hoffen, daß auch in Deutſchland
die Heeresverwaltung ihre Bedenken gegen den Privatluftver-
kehr fallen laſſen werde und daß die Jntereſſengemeinſchaft der
Mittelmächte bald „in der Luft“ beſiegelt werde. Die tech-
niſchen, juriſtiſchen und äkonomiſchen Probleme ſcheinen ſchwie-
riger als ſie ſind. Die Betriebsſicherheit des Flugzeuges kommt
beute ſchon der von Bahn und Dampfſchiff gleich und wird ſtets
vervollkommnet. Die juriſtiſchen Fragen hat die Budapeſter
Luftrechts- Konferenz zum größten Teil bereits geklärt. Der
Grundſatz, daß die Staaten gegenſeitig die Durchfahrt durch
ihren Hoheitsluftraum gewähren, ſcheine für Oeſterreich-Un-
gorn und Dentſchland, die Hauptdurchfahrtsſtraße des künf-
tigen Weltflugverkehrs, wenig günſtig:; ſie ſollten dieſes wert-
volle Zugeſtändnis nur gegen entſprechende Gegengaben
machen. Nach vorläufigen Berechnungen wirde auch das öko-
nomiſche Problem leicht lösbar ſein; Handel und Wirtſchafts-
leben würden jedenfalls einen gewaltigen Aufſchkwung nehmen.
Ernſte Zuſammenarbeit im Flugzengweſen werde menſchlicher
Wirtſchaft, menſchlichem Geiſt und Fortſchritt zum Heil und
Segen gereichen.

Der Luftverkehr in Oeſterreich. Wien, 29. März. Am
Vormittag ſtartete auf dem Flugplatz Aſpern das erſte Flug-
zeug zur Fahrt nach HKiew, um die Verhandlungen zwiſchen
der öſterreichiſch ungariſchen Regierung und der Ukraine zu
beſchleunigen und die Möglichteit zu bieten, einen raſchen Mei-
nungsaustauſch mit der Regierung durchzuführen. Jn weni-
gen Tagen wird die Eröffnung der Luftlinie Budapeſt
Odeſſa folgen. Jn den nächſten Tagen wird der Luftverkehr
nur die dienſtliche Poſt vermitteln. Es iſt jedoch alles vorbe-
reitet, daß die Luftlinie Wien Krakau Lemberg
dem öffentlichen Luftvoſtverkehr übergeben werde

Eine edie Dame und die Kinder der Streikenden.
Die Parteipreſſe berichtet: Eine Kriegerfrau, Mutter

von mehreren Kindern, deren Ehemann ſchon ſeit drei Jahren
an der Front ſteht, hat dieſer Tage bei einer Guts-
beſitzerin in Oſtpreußen angefragt, ob ihre Kinder in
dieſem Jahre wiederkommen könnten. Darauf erhielt ſie nach-
ſtehendes Schreiben

Gut Treup, den 17. Februar 1918.
Meine liebe Frau!

Wir haben hier alle beſchloſſen, keine Kinder aus
den Streikgebieten zu nehmen. Wir haben
Krankenſchweſtern, Pflegerinnen aus den Lazaretten und
Kinder wenig bezahlter kleiner Beamten (Bahn, Poſt) uſw.
zu nehmen beſchloſſen, wenigſtens aufgefordert. Gerade
Wittenau und Borſigwalde haben ſich bei dem Streik hervor-
getan. Das iſt der Dank der Eltern, nachdem wir im ver-
gangenen Jahre ihre Kinder gepflegt haben, ſich gegen
unſer Vaterland aufzulehnen, dies zu verraten,
unſer Kaiſerhaus ſtürzen zu wollen und mit
unſeren Feinden zu gehen, denn auf das Geheiß der
Ruſſen, Engländer und Franzoſen haben ſich dieſe revolutio-
nären Szenen in Bewegung geſetzt, alſo nicht mit unſerem
Vaterlande, ſondern mit unſeren Feinden gegen uns. Täg-
lich ſollten wir wieder die Kinder aus den Gebieten pflegen,
damit ſolche Eltern uns die Verräterſtirne ins
Geſicht ſchleudern, da würden wir wohl keinen

e n

lachend ab; als Bölwerk aber auf Erfüllung der Zuſage dringt,
eilt der Rieſe in ſeine Kammer, um die Keule zu holen, mit der
er den überbegehrlichen Knecht erſchlagen will. Gunlöd ver-
birgt Bölwerk in ihrem Gemach und bedeutet den zurückkehren-
den Suttung, der Knecht ſei ins Freie geflüchtet. Suttung er-
klärt nun Gunlöd, er wolle ſie zu ſeiner Gemahlin erheben und
ſchenkt ihr herrliches Geſchineide. Zur Hochzeit wolle er mit ihr
und den Sippen den köſtlichen Met (Kwaſirs Blut) trinken und
dann ſtatt Odins und Friggas die Welt beherrſchen.

Um die Sippen zur Feier zu laden, verläßt er Gunlöd, die
dann Bölwerk (Odin) ihr Leid klagt. Jhm vertraut ſie auchan, wie ihr Jnneres zerriſſen iſt, oa ſie Bölwert liebend, Odin
die Treue nicht bewahren kann. Als die Berggeiſter wieder als
Flämmchen erſcheinen, tritt Bölwerk unter ſie und verwandelt
ſie in ihre wirkliche Geſtalt, ſo daß eine Schar herrlicher Jüng-
linge und Jungfrauen erſcheinen, die Odin zujubeln. Gunlöd
erkennt beſeligt. daß Bölwerk Odin ſelbſt iſt und reicht ihm
kniend Odröhrir, das Gefäß, das Kwaſirs Blut enthält.
Kwaſirs Weisſaqung iſt erfüllt: Gunlöd bringt Odin ihre
Liebe dar und reicht ihm den beſeligenden Trunk. Aber nur
kurz iſt Odins Liebesrauſch. Gunlöd, die Sterbliche, darf ihm
nicht nach Walhall folgen. Nur eine Möglichkeit gibt es: den
Tod zu erleiden! Dann dürfen Lichtalfen ſie nach
Walhall tragen. Auf ihr Geheiß nennt ihr Odin die Rune, die
die Lichtalfen zwingt, ſie heißt: „Alfadur“. Dann verläßt
Odin die Entſchlummernde, Odröhrir, das kofſtbar Gut, mit
nach Walhall führend. Suttung kehrt mit ſeinen Sippen zu-
rück, um Hochzeit zu feiern. Er findet Gunköd ſchlummernd
und Suttungs Sippen, die Verkörperungen der Naturgewalten
ſind, wie die vier Winde, das Erdbeben, der Waſſerfall, die
Kratergeſellen, Gold, Eiſen uſw., wecken die Braut mit einem
derben Ständchen. Die entſetzt erwachende Gunlöd ſoll den
Met darreichen, ſie weigert ſich aber und Suttung muß er-
fahren, daß das unſchätzbare Gut entwendet iſt. Jn wilder
Wut wollen die Sippen Gunlöd in Stücke reißen, um ſich an
ihrem, ſtatt an Kwaſirs Blut zu laben, doch Suttung droht,
daß er die Höhle über alle zuſammenſtürzen wolle, wenn einer
Gunlöd berühre. Nur ihm allein liege die Beſtrafung der Un
treuen ab. Er weiht ſie Helg, der Herrſcherin des Totenreich
indem er einen ſchwarzen Mantel über ſie wirft Jn
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ſamer Wanderung muß ſie ihm nun folgen bis an da Tor
Helas, das am Ende der Erde liegt. Einen Strauß todbringen

uwrkew Ehrgefühl urd VaterlandsTiebe ve-
ützem Sie und viele andere werden mir ſagen wollen, mein
ann iſt nicht dabei geweſen, nun gut, mag ſein, aber

einer für alle und alle für einen. Solche Sachen
und Menſchen gehören wicht zum deutſchen Volk.
Wir müſſenfeſt zuſammenſtehen in dieſer ernſten
Zeit. Wer fich ausſcheidet, mag auch allein gehen

Helene Steckmann.
Der Brief der Frau Helene Steckmann wird ſicherlich un-

endlich zu dem von ihr empfohlenen „feſten Zuſammenſtehen“
beitragen.

Die deutſche Heldenjungfrau.
Jn der Schleſiſchen Zeitung leſen wir folgendes Jnſerat:

Sorgf. gebild., gr., j. Mädchen
ch ri ſt l. Gefinn., aus ſchön, und intell. german.
Familie höh. pr. Beamt. u. Rittergutsbeſ., begabt,
i. Haush. u. Landl. erfahr., würde mit geiſt. gebild.,
charaktervoll. Herrn entſpr. Kreiſe v. 9. i. Briefw.
treten zwecks ſpät. Heirat. Gegenſ. kein Reichtum
geford., doch geord., ſtandesgem. Vermögen.
Nur Mitgl. d. Vaterlandspartei wollen Zuſchriften
ſend. u. M. 97 Gſt. d. Ztg.

Alle Achtung! Aber wir fürchten, dieſe Brunhilde inſeriert
vergebens nach ihrem Helden. Sie träumt von einem kernigen
Siegfried und kriegt am Ende einen ſchlappen Günther, der ſich
mit einer Mark Beitrag für die Vaterlandspartei ein Anrecht
auf ihr Herz erworben hat.

„Jm Purpur geboren“ wurde nach der Wiener offiziöſen
Korreſpondenz Wilhelm das jüngſte Hind des öſterreichiſchen
Kaiferpaares. Damit ſoll geſagt ſein, daß das Kind das erſt-
geborene nach der Thronbeſteiqung ſeiner Eltern iſt. Uebrigens
wurde die Mutter nicht von einen Knäblein, ſondern von einem
Erzherzog entbunden, und nicht der Säugling, ſondern der
Erzherzog iſt geſund und kräftig. Vermutlich iſt die neugeborene
Se. K. u. K. Hoheit nicht in Verlegenheit um Höchſtdero
Windeln.

Veamte und Kirchgang. Jm badiſchen Landtag hat der Zen-
trumsabgeordnete Schirr meiſter beim Etat der Nerven-
heilanſtalten es als ein dringendes Bedürfnis bezeichnet, ſtatt
des Vetfaales eine Kirche erbauen zu laſſen, damit mehr Raum
für die Beſucher vorhanden ſei. Der Zentrumsmann fordert,
daß dem Wärterperſonal mehr Zeit zum Beſuch des Gottes-
dienſtes gewährt, daß aber insbeſondere den Beamten zur
Aufgabe gemacht wird, in die Kirche zu gehen, drmit
die gewöhnlichen Leute von der Meinung ablaſſen, es ſei die
Religionsübung nur für „das Volk“ da. Miniſter von
Bodman lehnte es vorerſt ab, den Beamten Vorſchriften
über den Kirchgang zu machen.

Kleinhausſiedelungen. Berliner Blätter melden: Der Ber-
liner Stadtverordnete Waldeck Manaſſe, der der
ungabhängigen ſozialdemokratiſchen Fraktion angehört, hat das
bekannte Landgut Marienheim bei Köpenick an der Dahme von
den Bolleſchen Erben in Moalnt für 800 000 Mark erworben.
Manaſſe beabſichtigt, das in ſchönſter Lage liegende Gut mög
lichſt bald aufzuteilen und an Kleinhausſiedler in
Erbpacht zu vergeben. Es ſoll nunmehr ein Bebauungsplan
für das geſamte Kietzer- Gelände aufgeſtellt werden, weil dort
die neu projektierte Eiſenbahn Spindlersfeld--Storkow hin-
durch geführt werden ſoll.

Die engliſche Poſt verſteht Spaß. Laut Financial News
brachte Lord Hylton im Oberhauſe zur Sprache, daß ein an
„den Ober-Expreſſer Londons“ Thee Exterioner
General, London) gerichteter Brief von der Poſt unverzüglich an
den Vorſitzenden des Landesſteueramts beſtellt wor-
den iſt.

Heiteres. Neulich las ich in der Zeitung folgende Kino-
anzeige:

„Harry wird Familienvater.
Täglich 4.20, 6.10, 8 Uhr.“

Ich ſchlage vor, dieſes patriotiſche Verfahren vatentieren zu

laſſen. (Jugend.)Letzte Nachrichten.
Ernſte Friedensverſuche?

Aus Neuyork wird gemeldet, der amerikaniſche Senat
habe Wilſon eingeladen, die Frage nochmals zu prüfen, ob ſich
die Verhältniſſe in Eurppa nicht zugunſten eines
raſchen Friedensſchluſſes gewendet hätten. Wil-
ſon habe erklärt, er ſei auch von England zu dieſem Schritt
veranlaßt worden. England überlaſſe ihm die Freiheit der
CEntſcheidung. Zum Zwecke einer gründlichen Jnforma-
tion habe Wilſon ein Mitglied der Regiernng, zwei Senatoren
und den Oberſten Houſe eingeladen, ſich unverzüglich nach
Paris zu begeben.

Amtliche Wetteranſage.
Mitgeteilt von der Wetterdienſtſtelle Jlmenau.

Sonnabend, den 23. März: Wolkig, mild, nirgends erhebliche
Niederſchläge.

r i 7 h S rder Blumen, gehalten von einer toten Natter, hat er für ſie be-
reitet, aus dem ſie ſich Tod ſaugen ſoll. Er beſchwört Hela
und ihre Geiſter, die nur widerwillig die Erde betreten, Gunlöd
mit ſich zu führen. Gunlöd hat, bevor ſie die Giftblumen küßt,
aber das Zauberwort Alfadur geſprochen, das die Lichtalfen
bannt. Während ſich nun die Geiſter der Unterwelt anſchicken,
die tot hingeſunkene Gunlöd hinabzuziehen, erſcheinen ſtrah-
lend vom Himmel herniederfliegend, die Lichtalfen, ſie beſiegen
ſchnell das dunkle Heer und führen Gunlods Leib mit ſich nach
Walhall. Dort erweckt ſie Odin zu neuem ewigen, ſeligen
Leben. Jn Liebe dem Gotte vereint, wird fie ihm fürderhin
den weihenden Unſterblichkeitstrank reichen.

Es war Cornelius nicht vergönnt, die Kompoſition dieſes
Buches vollenden zu können. Jm Jahre 1874 ſtarb er und
hinterließ nur Skizzen des erſten, zweiten und des Veginns des
dritten Aktes. Karl Hoffbauer, ein junger Freund des Dichter-
komponiſten, führte die Jnſtrumentation der zum größten Teil
nur als Klavierſatz vorhandenen Fragmente ſowie die Ergän-
zung der Oper aus. Auf Grund dieſer, leider durchaus an
ferhtbaren, Partitur erſchien im Jahre 1891 im Weimarer Hof-
theater eine von Ed. Laſſen beſorgte Bearbeitung. Nachdem
Max Haſſe nachgewieſen hatte, daß dieſe Form des Werkes
eine Verſündigung gegen den Geiſt Cornelius' bedeute, zog
Laſſen ſeine Bearbeitung, die 1802 in Straßbirrg und 18983 in
Mannheim noch aufgeführt wurde, von der Bühne zurück. 1903
erhielt Prof. Waldemar von Baußnern von der Familie
des verewigten Meiſters den Auftrag, an Hand der Original
ſkizzen die Gunlöd zu vollenden. Jm Vorwort zu ſeiner Aus-
gabe ſagt er u. g.: „daß ihm das Verſenken in ſeine Aufgabe
ein leuchtendes fruchtbares Erlebnis war, in dem mit allen
Kräften ſeine Liebe zuſammenfloß für den durch und durch
echten, manchen Hexos ſtill überragenden Meiſter, der uns mit
ſeinem „Hohen Lied der Seele“, wie er ſelbſt ſeine Gunlöd
freudigen Stolzes nannte, „eine der köſtlichſten Blumen deut-
ſcher Kraft geſchenft hat.“

In der erſten Kopfe der Dichtung ſteht von Cornelins' Hand:
„Jn Wort und Ton Richard Wagner gewidmet.“
Wagner fand kein Wort der Anerkennung für das Werk des
Freunde Das ſedem verſtändlich ſein, der weiß, wie
ernichtei Lac r Hebbels Nieblungen geurteilt hat.

m.
tr Me hielt ſich für allein berechtigt,

deutſche Heldenſage in dramatiſche Form zu gießen.
die alte

e



Amtliche Bekanntmachungen.
vom 25. September und

4. r mber 1915 wird der Verkauf von SEirup wie folgt
geregelt:

Der Verkauf beginnt am Sonnobend, den 23. März 1918. Für
jede Perſon eines Haushaltes kann Pfund zum Preiſe von 50 Pf.
für das Pfund abgegeben werden.

Die Käufer ſind verpflichtet, bei denjenigen Verkäufern den
Sirup einzukaufen, bei welchen ſie für den Bezug von Kolonial-
waren in die Kundenliſten eingetragen ſind.

Die Abgabe hat unter Abtrennimng der Marke 150 des Waren-
bezugſcheines XIV zu erfolgen.

Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Marken, zu Hunderten ge
bündelt, im Stadt-Ernährungsamt, Marktplatz 22, 1. Obergeſchoß
(Saal links) binnen 8 Tagen unter Angabe ihres Reſtbeſtandes

Auf Grund der Bundesratsverordnun

9Zuwiderhandlungen unterliegen der Beſtrafung nach S 17 der
zererd nung vom 25. September und 4. November 1915.

Halle, den 22. März 1918. Der Magiſtrat.
Städtiſcher Eierverkauf in der Talamtſchule am Sonnabend,
28. März 1918.Zum Kaufe berechtigt ſind die Jnhaber der Nummern der

Lebenswittelſcheine 1 7000 vormittags von 8 bis 1 Uhr. Für den
Kopf eines Haushaltes wird ein Ei zum Preiſe von 33 Pfg. ab
gegeben.

Der Lebensmittelſchein iſt vorzulegen. Zur Beſchleunigung der
Abfertigung wolle man abgezähltes Geld (vor allem Kupfergeld)
bereithalten. Umtanſch nur innerhalb drei Tagen!

Halle, den 22. März 1918. Der Magiſtrat.
Secfiſch- Verkauf.

Auf Grund der Bundesratsverordnung vom 25. September und
4. November 1915 wird der Verkauf der der Stadt überwieſenen
Seefiſche wie folgt geregelt

Der Verkouf wird am Sonnabend früh in den einſchlägigen be-
kannten Geſchäften fortgeſetzt. Für jede Perſon eines Haushaltes
kann ca. ein halbes Pfund abgegeben werden. Die Preiſe ſind
in den Geſchäften deutlich ſichtbar angebracht.

Der Verkauf erfolgt auf Warenbezugſcheine Nr. 14, Abſchn. Nr. 154.
Zugelaſſen zum Einkauf ſind die Jnhaber der Nummern der Lebens-
mittelſcheine 38501 45500. Wegen Papiermangels wird das
Publikum erſucht, Papier oder Taſchen, Netze, Körbe uſw. mitzu-
bringen.

Die Verkäufer ſind verpflichtet, die Abſchnitte 154 des Waren
bezugsſcheines 14 abzutrennen und zu Hunderten gebündelt im
Stadt-Ernährungsamt, Zimmer 11, binnen fünf Tagen abdzuliefern.

Zuwiderhandlungen werden gemäß der eingangs erwähnten
Bungesratsverordnung beſtraft. Auch kann die Schließung desHeſFaſtes oder die Entziehung des weiteren Verkaufs der ſtädtiſchen

Ware verfügt werden.

Halle, den 22. März 1918. Der Magiſtrat.
Diejenigen Jnhaber von Kleinhandelsgeſchäften, welche

Kundenliſten eingereicht haben, werden aufgefordert, Montag,
den 25., Dienstag, den 26., und Mittwoch, den 27. März 1918,
bei den von ihnen gewählten Großfirmen, die in nächſter Woche
zum Verkauf gelangenden grünen Erbſen abzuholen. Bekannt-
machung über Regelung des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 22. März 1918. Der Magiſtrat.
Erſatzſohlen-Ausſtellung!

Die Erhaltung des Schuhwerks liegt in der Jetztzeit nicht
nur im Jntereſſe jedes Einzelnen, ſondern iſt eine nationale
Pflicht. Das noch aus dem Frieden vorhandene Schuhwerk iſt
ein koſtbares Gut, das in derſelben Qualität zurzeit nicht zu
beſchaffen iſt. Am beſten erfüllt man dieſe Pflicht, wenn der
reparaturbedürftige Schuh recht bald, möglichſt ſchon, wenndie Unterſohle dünn wird, dem Schuhmecher zur Reparatur

übergeben wird. Dann wird die Reparatur billiger ſein und
vor allem ſich erſt aufs zweckmäßigſte herſtellen laſſen. Da die
Frage der Verſorgung mit Schuhwerk für jeden eine ernſte
ſein dürfte, iſt der Beſuch der bis zum 26. März in Halle,
Leipziger Straße 17 (Altkleiderverwertungsſtelle), ſtattfinden-
den Ausſtellung der Erſatzſohlen- Geſellſchaft auf Veranlaſſung
des Reichswirtſchaftsamtes zu empfehlen.

Halle, den 22. März 1918.

den

Der Magiſtrat.

G6chultormiſter
kaufen Sie gut und billig bei
Sohel, Steinweg 45,

Reilstrasse l.
Ammendorf: Bahnhofſtraße 3.

Markttaschen
noch in gutem Wacohstueh

und Le denr, 4336
preiswert zu haben.

aucksäcke
in Stoff und Papierstoff.
Max Löschke,

Aitenr Markt J.

X. Weinrich,
Roßſchlächterei,

Böllbergerweg 30, Teleph. 1876,
zahlt fürSchlachtpferde

Irrigateure
ſerdand-Watte,

bett-Dntenenen,

Wände höichen,

bupnmi-Schläuche

ſowieanſſae fein In

öchnerinnen
in großer Auswahl billigſt.

Ferner

Baby- Wagen
zum Wegen teilte

Die neuen

in allen Grössen für jedes

Gediegene Machatt.
Vorteilhafte Preise.

Markt 4.

geöffnet.
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Frühjahrs Moden c
Anzügen und Palefofs

Bauchwit7?
Herren und Knaben -Moden

Sonntags von 12 dis 2 Uhr

r

h

AAAAAAAAAA
Voreins-

Anzeilger
zur Veröffentlichung periodiſch

ederkehrender

eranſtaltungen
politiſchen und

en Vereine im Ver
breitungsbezirk.

Erſcheint ſeden Dienstae Jahresbeitrag 5 n
de Zeile.

[Nanſe Saal

ArbeiterSüngerChor.
Freitag. den 22. März. pünktliWende Uhr. im ineraeht

Singeſtunde.
frauen- I. Nöächenchot. en

um 8g'-e !lhr im Volkspark:

Alter.

Turnſtunden: Turnhalle Ober-
Realſchule, Ting. Staudteſtraße,
Männer-Abteilung: Dienstag und

Freitag, abends 8--10 Uhr.
Turnerinnett Aerrnt, Mitt-

woch. abends 8--10 Uhr.
Mandolinen Abteilung: Jeden

Sonnabend abend beim Turn-
gen. Kraft Uebnngsſtunden.

Tanriſten-Ver. „Aaiarireunde.“
Sonntag den 24. März: Wande-

rung nach dem Spielberg. Ab
F mich 8 Uhr vom WMettinerplatz.

1 Oſtern Gotha elbergr 1

E enach.

Mit Rückſicht auf die vorhandenen knappen Beſtände wird die
Menge von Baumwollnähfäden und Leinennähzwirn, welche der
Stadt Halle zugewieſen wird, nur eine geringe ſein. Die zuge-
wieſene Menge kann daher nur Geſchäften, welche vorwiegend
mit Wirkwaren und ähnlichen Artikeln Handel getrieben haben
(Manufakturwaren-, Weißwaren-, Schnittwaren-, Poſamenten-
Geſchäften) zum Verkaufe obgegeben werden. Krämerläden, Ge
ſchäfte, welche mit Lebensmitteln Handel treiben, und ähnliche, die
früher auch neben bei Zwirn verkauft haben, können jetzt zum
Handel nicht zugelaſſen werden. Kundenliſten, die von ſolchen
Geſchäften eingereicht würden, könnten keine Berückſichtigung finden.

Halle, den 21. März 1918. Der Magiſtrat.
4403

Milchkarten-Ausgabe.
1. Vom Montag, dem 25. März, bis einſchl. Sonnabend, dem

30. März 1918, werden in den ſtädtiſchen Markenausgabeſtellen
zugleich mit den Brotmarken die neuen, vom 1. April an gül-
tigen Milchkarten für Kinder bis zu 6 Jahren, ſtillende Mütter
und ſchwangere Frauen ausgegeben.

Bei der Erneuerung der Milchkarten ſind vorzulegen:
1. a) Der Lebensmittelſchein des Haushalts, dem der Ver-
a ngsberechtigte angehört, b) der Stamm der alten Milch-
arte.
2. Wenn der Verſorgungsberechtigte iſt: a) ein Kind bis zu

6 Jahren: einen Altersnachweis (Geburtsſchein, ſtandesamt-
liche Geburtsurkunde); b) ein ſtillende Mutter: eine Be
ſcheinigung der Hebamme, des Arztes oder der Säuglingsfür-
ſorgeſtelle, daß die Mutter ihr Kind ſtillt oder einen Ausweis
der Krankenkaſſe darüber, daß Stillprämien gezahlt werden;
e) eine Schwangere: eine Beſtätigung des Arztes oder einer
zur Ausiibung des Hebammengewerbes zugelaſſenen Hebamme,
daß Schwangerſchaft in den letzten drei Monaten beſteht.

Bei der Ausgabe der Milchkarten für Kinder iſt für die Ent
ſcheidung der Frage, welche Menge von Milch dem betreffenden
Kinde zukommt, der Geburtstag des Kindes beſtimmend.

Gelangt ein Kind während der Zeit, für welche die Milch-
karte gilt, in eine Altersſtufe, für die nunmehr eine geringere
Milchmenge vorgeſehen iſt, ſo bleibt es noch bis zum Ablauf
der Gültigkeit der Karte im Genuß der erhöhten Menge.

2. Die Erneuerung der auf Grund ärztlicher Atteſte aus-
gefertigten Milchkarten ſowie derjenigen für alte Leute über
75 Jahre erfolgt im Grundſtück Marktplatz 22 (früher
Goldner Ring), erſte Etage, Saal links, nach folgender Ord-
nung: An Perſonen, deren Familiennamen beginnt mit den
Buchſtaben A bis G am Montag, dem 25. März 1918, H bis L
am Dienstag, dem 26. März 1918, M bis R am Mittwoch, dem

die o höchſten Preiſe. o

oplwäsene
a öſt 1 Nil

Haben Rohevon

Stück 1.40 Mark.

Zöpfe

Kranken-
Fahrstühle.

Iugo
Nohab

Nachf., grvtte kanſ bon an g reiſe.
Fr. Ulrichſtraße 3 gekämmeen Damenhaar.

mortinte. Zopf-Siebert,
Auf Firma nur Leipzigerſtr. 33 und 791.

u. Hausnummer

27. März 1918, S bis T am Donnerstag, dem 28. März 1918,
U bis Z3 am Sonnabend, dem 30. März 1918.

Bei der Ernenuerung ſind der Lebensmittelſchein und der
Stamm der alten Milchkarte vorzulegen. Eine Erneuerung
der Karten findet nicht ſtatt, wenn die Gültigkeitsdauer des
Atteſtes inzwiſchen abgelaufen iſt.

Milchkarten auf Grund der an den letzten Tagen überreichten
Atteſte werden nicht in den vorgenannten Stellen ausgehändigt,
vielmehr ergeht wegen Abholung beſondere Benachrichtigung.

Halle, den 22. März 1918. Der Magiſtrat.

Wode- Zeitungen wntuannn,
bitte genau zu achten!

Gäültigkeit der grünen Kohlenkarten.
Jn der Woche vom 25. bis 30. d. M. darf auf die Kohlen-

marken Nr. 53 und 54 zuſammen ein Zentner Briketts abge-
geben werden. Bei geringem Kohlenvorrat iſt die Abgabe von
zunächſt nur 16 Zentner auf eine der beiden Nummern zu-
läſſig. Die Nummern 48 bis 52 behalten ihre Gültigkeit. Es
darf jedoch erſt dann anf dieſe Abſchnitte noch geliefert wer-
den, wenn die Nummern 51 und 52 mit Kohle verſorgt ſind.

Die Kohlenhändler ſind verpflichtet, alle in ihren Händen be-
findliche Kohlenmarken an jedem Montag mit der Wochen-
meldung an die Ortskohlenſtelle abzuliefern.

Dieſe Bekanntmachung gilt als Ergänzung unſerer Ver-
ordnungen vom 28. April und 26. November 1917. Zuwider
handlungen unterliegen den dort angeführetn Strafen. (Ge-
fängnis bis zu 6 Monaten oder Geldſtrafe bis zu 1500 Mk.

Halle, den 21. März 1918. Die Ortskohlenſtelle.

Freibank- Verkauf.
Zum Freibank-Verkanf am 23. März d. J. werden die Jnhaber

folgender Nummern zugelaſſen: Um 7 Uhr Nr. 3151 3290, um
8 Uhr Nr. 3291-3430, um 9 Uhr Nr. 3431 --8579. um 10 Uhr
35713710, um 11 Uhr Nr. 3711 3850, um 12 Uhr Nr. 3851
bis 3990, um 1 Uhr Nr. 3991--4120, um 2 Uhr Nr. 4121
bis 4240, um 3 Uhr Nr. 4241 4350.

Halle, den 21. März 1918.

Grudebezugſcheine.

Für die Zeit vom 24. März bis 18. Mai d. J. gelten vom
Bezugſchein Nr. 4 die Ab, ſchnitte Nr. 9 his 16. Die Abſchnitte
Nr. 1 bis 5 verlieren mit dem 23. d. M. ihre Gültigkeit.

Die Händler ſind verpflichtet, an jedem Montag die Ab-
ſchnitte auf welche in der vorhergehenden Woche Grudekoks ge-
liefert worden iſt, an die Ortskohlenſtelle abzugeben.

Dieſe Beſtimmung gilt als Ergänzung unſerer Verordnungen
vom 28. April und 8. September o. J. Zuwiderhandlungen
unterliegen den darin enthaltenen Strafbeſtimmungen. (Ge-
fängnis dis zu 6 Mongten oder Geldſtrafe bis 1500 Mk.

den 21. März 1918

Der Magiſtrat.

wendung der alten Bezugſcheinnerdrucke A T und BI in kurzer
Zeit verboten werden. Gewerbekeibende, die noch einen größe
ren Beſtand dieſer Bezugſcheine auf Lager haben, werden er-
ſucht, den genauen Umfang des Beſtrandes bis ſpäteſtens den
25. d. M. der Reichsbekleidungsſtelle. Verwaltungs- Abteilung
(Druckſachenverwaltung) in Berlin W 50, Nürnberger Platz l,
mitzuteilen.

Halle, den 22. März 1918. Der Magiſtrat.

7 u JEHIax Berndorfft,
Geiststrasse 22, 2. Geschäft Hallmarkt,

empfiehlt 4385Damen- u. Kinder-Strümpfe, Randsechubhe,
Blusenkragen, Untertaillen, Korsetts,

Kinder-Mützen, Rerrenkragen, Serviteurs,
Krawatten, Hoseuiräger.

Böhlert's Robschlächteref.-
Glauchaerſtraße 75.

Sonnabend vorm. Nr. 1601-2000.
Gebrauchte PI5Del: tfetaladeer- Verband

Plüſchgarnitur, Steg und
VierzugTiſche, Trumegus, nTodes Auzeige.

Den Mitgliedern zur Nach-

Spiegel. Schreibtiſch Bett-
ü

richt, daß unſer Mitglied, der

e

ſtellen mit Matratz, S hle,
Vertiko, Kleiderſchrank,
Schlafzimmer Einrichtung

verkauft 4401 Dreher 4402kriegrich Peſleke, Paul Wache,
Geiststrasse 25. nach längerem Krankenlager

verſtorben iſt.
Ehre ſeinem Andenken!
Die Beerdigung findet am

Montag, nachmitt. 3 Uhr, von
der Kapelle des Südfriedhofes
aus ſtatt.

Um rege Beteiligung erſucht

Die Ortsverwaltnng.

Schulpucher aller Amt

Tafeln, Schiefer, Federkäſten,
Bleie, Zeichenblocks, Zeichen-

ſtänder, Torniſter uſw.
Zu beziehen durch die

Volks Buchhandlung
Halle a. d. S.. Harz 42/44.

Zurückgekehrt vom Grabe meines lieben
Mannes, des Gussputzers

Gustav Enke
sage ich meinen Verwandten und Bekannten sowie
seinen Arbeitskollegen besten Dank. Auch herz-
lichen Dank Herrn Pastor Kindervater für seine
trostteichen Worte am Grabe. Auch danke ich
der Firma Magdeburg u. Werther für die schöne
Kranzspende.

M a Frau Minna Enke.
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